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Küstengewässer im Liegenschaftskataster
Von Ulrich REHVVALD

1 Einleitung

Gemäß Erlaß des Niedersächsischen Ministers des Innern (MI) vom 10.Mai L988 sind die
Küstengewässer im Liegenschaftskataster nachzuweisen. Die gesetzliche Grundlage hierzu
basiert auf S tt des Niedersächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes (NVermKatG), das
am1.Januar1986inKraftgehetenist AnHandvonBeispielenundErfahrungenausdemBereich
des Amtsbezirks des Katasteramtes Emden soll die Notwendigkeit dieses Erlasses aufgezeigt
werden.

Im folgenden wird zunächst auf die historische Entwicklung des Küstengebietes eingegangen
und danach die Handhabung des Nachweises im Liegenschaftskataster vor der Rechtskraft des
Erlasses mit Beispielen aus neuerer Zeit dargestellt.

2 Historische Entwicklung

Anhand von historischen Karten ist nachvollziehbar, daß der norddeutsche Küstenraum sich
ständig in seiner Abgrenzung zum Meer verändert hat Naturgewalten in Form von Sfurmfluten
waren Baumeister und Abrißkommando zugleich. Erst die gezielte Erstellung von Deichen
ermöglichte eine Festsetzung der Küstenlinie. Mit steigendem Erfolg wurde der Mensch wage-
mutiger und versuchte dem Meer, wann immer möglich, Flächen abzutrotzen und dem Land
zuzugewinnen. Bekannte Dichter und Erzähler setzten in der klassischen Literatur diesenUnter-
nehmungen ein Denkmal. Die Deichbaumaßnahmen vyurden kontinuierlich verbessert und ver-
feinert. Wie in Abbildung 1 zu sehen ist, wurde bereits vor über 500 fahren damit begonnen, die
Küstenlinie der Leybucht nach den großen Sturmfluten im l4.Jahrhundert an ihre heutige
Linienftihrung heranzubringen. Der überwiegende Teil der Landgewinnungs- und Eindei-
chungsmaßnahmen im Küstenbereich war bereits Anfang dieses Jahrhunderts abgeschlossen.
Es ist unseren Vorfahren hoch anzurechneru welche Leisfungen sie mit relativ einfachen Mitteln
erbracht haben.

Die vorhandenen historischen Kartenwerke wurden hauptsächlich ftir militarische Zwecke
angelegt und weisen daher überwiegend die topographischen Verhältnisse nach. Natürlich ist
der temporäre Wandel der Küstenlinie in diesen Karten gut zu erkennen, doch hatten diese Dar-
stellungen mit der katastermäßigen Festlegung nach heutigen Aspekten keine Verbindung. Erst
die Einrichfung des Katasters aus steuerrechtlichen Gründen im l.g.Jahrhundert brachte eine
relativ gründliche Erfassung aller Grundstücke durch eigentumsrechtliche Darstellung mit sich
und somit auch eine erste Darstellung der Küstenlinie als ,Grundstücksgrenze*.

Das Küstenmeer (im niedersächsischen Bereich überwiegend das Wattenmeer) blieb jedoch in
seiner ursprünglichen Form von allen Rechtsvorschriften und der verwalfungstechnischen
Erfassung weitgehendst unberührt.

Das Küstenmeer bzw. Küstengewässer ist das innerhalb der Dreiseemeilenzone liegende Gebiet,
das der Hoheit des jeweiligen Uferstaates untersteht, jedoch nicht zum ,inneren* Staatsgebiet
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Die Leybucht in ihrer größten
Ausdehnung nach den Sturmfluten von
1362 und 1374-1377
und ihre Rückgewinnung bis 1950.
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zahlt. Die zahlreichen Wassergesetze galten nur ftir die Binnenwassershaßen (Ausnahme hier-
vonwar dasWassergesetz vonMecklenburg-Schwerinvom9.7.7928, das die Ostse miteinbe-
zog). Als Abgrenzungvom Land zur See galtim allgemeinen dieLiniedes mittlerenWasserstan-
des der Tide (MtFIW-Linie).

Eine Ausnahme machte hier der Staatsvertrag von1921, in dem die Bereiche der Mündungs-
hichter und Seewassershaßen erwähnt werderL wobei eine eigentumsrechtliche Abgrenzung
weiterhin nach bestehendem Wasserrecht geregelt ist.

Zunächst soll eine chronologische Außtellung der zu dieser Thematik interessanten Daten einen
kleinen überblick geben.
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3 Chronologie

12.Jahrh. älteste kartographische Darstellung des niedersächsischen Raumes.

seit 15. Jahrh. gezielte Eindeichungsmaßnahmen zur Landgewinnung.

I8.Iahrh. Gemeines Recht (usus modernus pandectarum), regelt das Eigentum an Flüssen
und Meeresufern.

1767 König Georg III. von Hannover ordnet die topographische Aufnahme des ganzen
Landes an.

9.7.7781" Im Herzogtum Oldenburg Verordnung zur Bildung einer Landesvermessungs-
kommission mit dem Aufhag ftir die Verwaltung des Landes und ftir eine Agrar-
reform eine allgemeine Landesvermessung durchzuführen. Die Spezialkarte im
Maßstab 1:4000 stellt die Liegenschaften dar und ist mit der heutigen Rahmen-
Flurkarte vergleichbar. Sie wird nur für kleine Teile des Herzogfums hergestellt,
weil die Arbeiten hierzu nach einem Erlaß vom 7.s.77gleinzustellen sind.

5.2.7794 Das allgemeine Landrechtftirdie Preußischen Staatenbesagt, die Abgrenzungder
Gewässer bildet die Uferlinie (Linie, wo der Wasserstand aufhört).

1798-1802 Die topographischen Karten vom Fürstenfum Ostfriesland und dem Harlinger-
land werden auf Beschluß der Landesstände von dem aus holländischen Diensten
kommenden Kapitän Camp erstellt.

2L.3.78O4 Code Civil, enthält einige Vorschriften über Wasser- und Uferrecht

18OS -1,813 Der preußische Generalmajorvon Le Coq gibt eine topographische Karte heraus,
die eine wesentlich bessere Darstellung des Küstenbereiches beinhaltetals allebis-
herigen Werke.

L4.1.7835 Zur Regulierung der Grundsteuer wird im Herzogtum Oldenburg eine Parzellar-
vermessung angeordnet Es entstehen Katasterflurkarten.

18.5.1855 Grundsteuergesetz, Abschätzungsgesetz und Katastergesetz im Herzogfum
Oldenburg.

7.5.1868 Anweisung für das Verfahren bei Ausftihrung der Grundsteuervermessungsar-
beiten im Königreich Preußen wird mit grundlegenden Anweisungen (2. B. Ortho-
gonalverfahren bei Neuvermessungen) herausgegeben.

20.17.L868 Wasserordnung ftir das Herzogfum Oldenburg.

5.5.7872 Preußische Grundbuchordnung. Die Erhalfung der Ubereinstimmung zwischen
Kataster und Grundbuch wird geregelt

27.72.7878 Bremische Wasserordnung.

L4.1879 Gesetz über die Einrichfung und Erhalfung des Katasters (Katastergesetz) im Her-
zogfum Oldenburg. Hebt das Katastergesetz von 1855 auf.

1,4.5.7887 Grundsätze fur den Nachweis der Gewässer im Kataster und Grundbuch für das
Gebiet des Allgemeinen Landrechts in Preußen.

18.8.1896 BürgerlichesGesetzbuch.

24.3.7897 Reichsgrundbuchordnung.

24.3.7897 Reichsgrundbuchordnung.
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20.5.1898

1.1,.1900

T2.2.1910

7.4.19L3

3T.3.r92't

3.7.1934

18.3.r%8

23.5.1949

1955

8.11. 196L

1968

'1..12.\970

28.r0.1982

2.7.1985

Neue Fassung der Reichsgrundbuchordnung durch die die Angaben des Grund-
und Gebäudesteuerkatasters ihre volle Bedeufung ftir die Sicherung des Grund-
stückseigenfu ms gewinnen.

Inkraftheten des Bürgerlichen Gesetzbuches.

Urteil des Reichsgerichts, wonach dieBestandsangaben des Katasters am öffentli-
chen Glauben des Grundbuchs teilnehmen.

Preußisches Wassergesetz, vereinheitlicht az verschiedene, das Wasserrecht
behandelnde Gesetze und Gesetzchen.

Staatsverhag betreffend den Übergang der Wassershaßen von den Ländern auf
das Reich.

Reichsgesetz über die Neuordnung des Vermessungswesens.

überhag der Aufgaben der Landesveflnessung auf Hauptvermessungsabteilun-
gen per Gesetz.

Das Grundgesetz ftir die Bundesrepublik Deutschland weist das Vermessungs-
und Katasterwesen nicht als Bundesangelegenheit aus.

Niedersächsische G emeindeordnung.

Vermessungs- und Katastergesetz ftir das Land Nigdersachsen.

Bundeswasserskaßengesetz.

Niedersächsisches Wasse r gesetz.

Neufassung des Niedersächsischen Wassergesetzes.

Neufassung des Niedersächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes. Hier
wird in § ll verlangt, daß das Liegenschaftskataster für das Landesgebiet alle Lie-
genschaften nachzuweisen hat, das heßt auch das Küstenmeer.

In allen Gesetzesgrundlagen war die Buchung der Gewässerflächen bzw. -grundstücke im
Grundbuch nichtzwingend vorgeschrieben. DerNachweis imKatasterumfaßte nur dieimLan-
desinnern vorhandeneir Gewäsierflurstücke (Seeru Teiche, Flüsse usw.), soweit sie als solche
gebildet waren. Im Küstenmeer inklusive der Mündungshichter existierten keine Flurstticke
somit - über topographische Karten hinaus - auch kein Nachweis. Der erste Schritt zu einem
Nachweis wurde mit der Neufassung des Niedersächsischen Vermessungs- und Katastergeset-
zes gemacht.

4 Beispiel l:

In diesem Beispiel wird auf denVerlauf desVermessung eines Teiles des Küstenmeeres imJahre
L975 I 76 eingegangen. Bei Anhagstellung waren bereits der Damm und die Bohrinsel als neu
gewonnene Landfläche vorhanden. Der Antrag war so abgefaßt, daß als neuer Eigentümer das
Land Niedersachsen für diese Flächen im Liegenschaftskataster eingetragen werden sollte.
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Nachdem die neu zu bildenden Flächen ordnungsgemäß vermessen waren, wurde ein Abmar-
kungstermin abgehalten. Als Beteiligte waren die Gemeinde Krummhörn und das Bauamt ft.ir
Küstenschutz (als Verheter der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Niedersachsen)
anwesend. Hier fallt bereits auf, daß die Gemeinde Krummhörn als Beteiligter mitwirkt, obwohl
aus eigentumsrechtlicher Sicht die Unterschrift derGemeinde nichterforderlichwar. DieBeteili-
gung hängt mit der Eingliederung dieser bisher nicht gebuchten Flächen in das Gemeindegebiet
zusammen.

Bei der Erstellung der Abschreibungsunterlagen am 23.Juni 1975 wurde die neue Fläche in der
Gemarkung Greetsiel (aber nicht bei der Gemeinde Krummhörn) als kreisfreies Gebiet gebucht.
Als Eigentümer erschien zunächst,nichtermittelte Eigentümer* mit dem Hinweis »voraussichtli-
cher Eigentümer Land Niedersachsenu.

Nach heutigerRechtsauffassung war diese Buchung nicht ganz einwandfrei. Das Küstenmeer ist
im Eigentum der Bundesrepublik Deutschland. Im Bundeswasserstraßengesetz vom April ts6s
werden fur dieses Gebiet die Seewasserstraßen erstmalig bis zur seewärtigen Begrenzung des
Küstenmeeres definiert und festgelegt. Flächen, die dem Meer abgewonnen und Landflächen
wurderL können dem Land übereignet werden. Insoweit war die Eigentumsregelung richtig
behandelt worden. Das Küstenmeer gehort ledoch zu keinem Gemeinde- und daher auch nicht
zu einem Landkreisgebiet. Bei der Buchung im Liegenschaftskataster wurde die Fläche der
Gemarkung Greetsiel zugeordnet Eine Gemarkung umfaßt grundsätzlich eine im Zusammen-
hang liegende Gruppe von Fluren einer Gemeinde innerhalb eines Katasterbezirks (Definition
der,Vorgaben zur Führung des Liegenschaftskataster* - Einrichfungserlaß ALB -). Somit wäre
hier eine Rückkopplung im überhagenden Sinne gegeben, so daß die Zuordnungzu der Gemar-
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kung eines existierenden Gemeindegebietes gleichzeitig die- Zuordnung zur entsprechenden

GeÄei.rde bedeutet und damit uu.h ,, einem Landkreis, obwohl im Kataster zunächst eine

Zugehörigkeit zu einem Kreisgebiet nicht erwähnt war. Die liegenschaftsrechtliche Buchung

gi.i ,o*ii nicht ganz konform-mit der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) und den

Wassergesetzen.

Mit der Verordnung über die Eingliederung von diesen Flächen in die Gemeinde Krummhöro

Landkreis Norden Iheute Landkreis Aurich) vom l2.Dezember 1975 wurden die neuen Flur-

stücke nach s 17 und s 1s der NGO dem Gemeindegebiet zugeordnet und somit inkommunali-

siert. Damit wa, der ,liegenschaftsrechtliche Fehlschritt* legalisiert und der Katasternachweis

rechtlich einwandfrei.

Aus damaliger Sichtkann dasVorgehen des Katasteramtes nichtals falsch eingestuftwerden, da

die Betelligt"en die Vorgehensweise und die Art der Buchungwiderspruchslos hingenommen

haben. An"zumerken isI daß während der Erstellung der Abschreibungsunterlagen bereits der

Anhag der Gemeinde Krummhörn auf Inkommunalisierung dieser Flächen lief.

5 Beispiel2:

Im November I9B5 beankagte die Gemeinde Krummhörn die Vermessung eines Teiles des

Küstenmeere s zumZwecke äer späteren Eingemeindung dieser Fläche (lnkommunalisierung).

Das Gebiet ist noch als Wasserfliche vorhanäen und soll im Rahmen des Vorhabens derVer-

lagerung des Greetsieler Hafens als Landfläche neu gewonnen werden'

,.,..1.:1;:;i::;':i::;li.ll; ;l;ll

Abb. g:

Die als Sonderung zu
vermessende Landzunge
(Maßstab t:50 ooo)
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Die neuen, Grenzpunkte wurden nach Koordinaten festgelegt und mittels einer Sonderung ins
Kataster übernommen.Im Mä127986 ertolgte dieNiederschriftüber dieErfassungvorgesehäner
Flurstücksgrenzen (Sonderung). Als Beteiligte wurde in dieser Niederschrift äie Öemeinde
Krummhörn aufgeftihrt. Die aus den rechtlichen Vorgaben ersichtlichen Eigentümer (hier die
Bundesrepublik Deutschland) wurden nicht beteiligt.

Im Liegenschaftskataster wird diese Fläche als ,nicht ermittelte Eigentümer bzw. Bundesrepublik
Deutschland« gebucht. Im April1987 stellt die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes
den Antrag auf Auszüge aus dem Liegenschaftskataster, um diese Flächen auf das tand Nieder-
sachsen überhagen zu können. Hier wird die Eigentumsregelung gesetzeskonform abgewickelt.

Die Diskrepanz zwischen den Beteiligten der Abmarkungsniederschrift und der gesetzeskonfor-
men Eigentümer soll hier nicht weiter erörtert werden. Die bis zum Erscheinen des Erlasses unsi-
cheren Eigenfumsverhältnisse lassen jedoch den bisher eingeschlagenen Weg zum Nachweis
solcher Flächen im Liegenschaftskataster durchaus zu.

Der zeitliche Abstand der beiden Beispiele von 10 Jahren zeig!, daß durch praktische Erfahrun-
gen und verbesserte Kenntnisse von rechtlichen Regelungen bei den Verfahrensabläufen deut-
liche Unterschiede zutage treten.lm zweitenBeispiel wurde die Anderungim Liegenschaftskata-
ster, verglichen mit den Vorgaben des neuen Erlasses, nahezu einwandfrei abgewickelt.

6 Der Erlaß zur Datstellung des Küstenrneeres

Wie die beiden Beispiele zeigen, ist der Nachweis des gesamten Landesgebietes bis zur 3-sm-
Zoneimliegenschaftskataster durchaus notwendig. Der Schutz desWattenmeeres, die Gewin-

Abb. 4: Darstellung des Gesamtoblektes Leybucht
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nung neuer Landflächen und die Symbiose von Okologie und Okonomie gerade in diesem

Bereich erfordern eindeutige Eigenfumsverhältnisse und deren Nachweis. Der neue Erlaß bietet

hier einen akzeptablen Rahmen und kla* einen Teil der bisher aufgehetenen Unsicherheiten.

Bei der tatsächlichen Nutzung wird außerdem zwischen Küstengewässer und Flußmündungs-
trichter unterschieden. Im Bereich des Erlasses liegen die Mündungshichter der Ems, der Jade,

der Weser und der Elbe (hier nur teilweise). Somit wird bereits bei den Flurstücken, die laut Erlaß

ftir die Flußmündungskichter gesondertgebildet werden, eine klare Trennung zwischen Mee-

resflächenund wirtschaftlich genutzten Seewassershaßen unterschieden. Die Seewasserstraßen

unterliegen dem Bundeswasserstraßengesetz, das eindeutig die Eigenfumsverhältnisse regelt.

Die Meäresflächen hingegery hier besonders Flächen im Wattenmeer, können dann auch auf
andere Eigenttimer übertragen und kommunalisiert werderL soweit ein Interesse hierfür besteht.

In anderen Amtsbezirken sind sicher ähnliche Problematiken aufgetaucht und nach besten

Fach- und Sachkenntnissen erledi$ worden. Hier hat der Erlaß ftir Abhilfe bei evenfuellen

Unklarheiten gesorgt, besonders in eigentumsrechtlicher Sicht und beim Nachweis dieser Flä-

chen im Liegenschaftskataster.

Aus der praktischen Erfahrung resultierend soll im folgendennoch auf zweiPunkteeingegangen
werdeo die im vorliegendenErlaß nur am Rande gestreiftwerden konnten. Eine Diskussion und
Lösung dieser Punkte hätte sicherlich eine weitere Verzögerung bei der Einftihrung des Erlasses

zur Folge gehabt. Deshalb ist es zu begrüßen, daß der Erlaß zunächst eingeftihrt wurde, um die

Vorgaben des § 11 des NiedersächsischenVermessungs- und Katastergesetzes landesweit erfül-
len zu können. Somit sind die Ausfuhrungen zu diesen zwei Punkten als kleine Anregung aus der

täglichen Praxis zu werten. Hierbei handelt es sich um:

1) die Flurstücksgrenzen zum Gewässer (häufig als MTFIW-Linie ausgewiesen)

Z) die Darstellung von Kreisgrenzen im Bereich des Wattenmeeres bis zur 3-sm-Zone in den
topographischen Kartenwerken

zul)

Die MtHW-Linie bildet invielenBereichen des Küstenmeeres und indentideabhängigenFlußge-
bieten die Eigentumsgrenze zum Gewässer. Im Staatsverhag von 792Lwurde die damalige

MtHW-Linie 7927 als Eigentumsgrenze festgelegt und die Eigentumsverhältnisse sollten in
Listen nachgewiesen werden. LeiderexistierenfürgroßeBereichebis heute diese Listennicht. Die
Eigentumsgrenze ändert sich mit jeder neuen Festlegung der MtHW-Linie durch die Wasser-
schiffahrtsdirektionen bzw. der Wasserwirtschaftsverwalfu ng.

Hier kann der Nachweis im Liegenschaftskataster nur eine Zeitaufnahme sein. Der Erlaß könnte
hier eventuell eine Gesetzesänderung bezüglich der Festlegung der Grenzen zu den Bundesge-

wässern auslösen. Eine exakte Eigentumsregelung in den Küstenbereichen und deren dauerhaf-
ter Nachweis wäre mit größter Wahrscheinlichkeit im Interesse aller Beteiligten.

Für die Inseln im Wattenmeer ist die MtHW-Linie als Anhalt sicherlich gut geeignet, da hier die
natürliche Abgrenzung einem ständigen Wandel durch Nafurgewalten unterliegt Demgegenü-
ber ist derBereich derKüste und derderMündungskichterzum Festland durch Maßnahmenzur
Eindeichung relativ grenzstabil, so daß hier eine Möglichkeit gegeben wäre, die Grenzen als

katastermäßig d. h. einwandfrei abgemarkt, festzulegen.

zu 2)

Die Kreisgrenzen werden bisher in den topographischen Kartenwerken und in der Liegen-
schaftskarte im Bereich des Küstenmeeres nicht dargestellt. Durch die Verwalfungsreform der
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siebziger Jahre wurden Kreisgebiete und Katasteramtsbezirke bis auf Ausnahmen einander
angepaßt Die Festlegung der Flurgrenzen im Küstenmeer grenzt die Katasteramtsbezirke
zunächst klar gegeneinander ab. Als Rückkopplung könnte sich hieraus ergebery daß durch die-
sen Schritt die Grenzen ftir die Verwalfungsräume eventuell fixiert werden.

Da aber z. B. im Bereich des Amtsbezirks des Katasteramtes Emden drei Landkreisgebiete erfaßt
werden (Landkreis Leer, Landkreis Aurich, kreisfreie Stadt Emden) kann die Katasteramtsbe-
zirksgrenze nur bedingt Verwaltungsgrenze sein. Im Erlaß ist die eigentumsrechtliche Frage
zwar eindeutig geklärt (entweder Bundesrepublik Deutschland oder Land Niedersachsen)
jedoch ist damit zu rechnerL daß bei den Kommunen Interesse an einem großen Teil dieser Flä-
chenbesteht und daher eine Eingliederung in das Gemeindegebietgewünschtwird.Hierbeiwäre
natärlich eine Darstellungbzw.ein einwandfreierNachweis derVerwalfungsgrenzen in diesem
Bereich eine kleine Hilfestellung.

7 Resümee:

Alles in allem ist der konsequente Schritt der Darstellung aller Liegenschaften im Kataster zu
begrüßen. Bisherige Unklarheiten wurden beseitigt und die Handhabung dieser Problematik auf
eine einheitliche Bezugsebene gebracht. Der kurzfristige Arbeitsaufwand der beteiligten Amter
zur Umsetzung des Erlasses wird durch den langfristigen Nutzen sicher schnell egalisiert wer-
den.
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Der Offentlich bestellte Vermessungsingenieur als

))geergnienete Behörde«< im Sinne des § a6 Abs.4 BauGB
im Umlegungs'
Von Peter SCHÜTZ

und Gren fiegelungsverfahren?

In dem im FORUM unter dem Titel,Der öffentlich bestellteVermessungsingenieur alsBehörde

im Umlegungs- und Grenzregelungsverfahren« veröffentlichten Rechtsgutachten [1].sowie

uin"^ *jt".ä a.uk"l im StädIe- unl Gemeindebund [z] verhitt Thieme den Standpunkt, daß

de. Offe.rtlich bestellte Vermessungsingenieur (ObVermlng) »geeignete Behörde* im Sinne des

s 46 Abs.4 BauGB [3] ist und somitäls Ümlegungsstelle fungieren kann. Beide Veröffentlichun-

i"r, g"b"r, Anlaß, dieProblematik der Übertiagung der Umlegungsbefugnis gemäß § +6 Abs.4

BauGB nochmals aufzugreifen

Wenn auch den Ausftihrungen Thiemes in weiten Teilen zuzustimmen ist, scheint letztlich u. a.

eine Fehlinterpretation der-Regelungen der Niedersächsischen Berufsordnung [4]_und der

OGauGB [s] äazu beigehagen-zu ha-beru daß Thieme den ObVermlng als ,geeignete Behörde*

im Sinne a"r 
-S 

aO ebs. a nauCn einstuft. Diese Auffassung kann nicht geteilt werden' Die Au-o-

,"irk 1g", de-r hier vertretenen gegenteiligen Auffarrung Jittd l"doch ftir den ObVermlng nicht

so gravä.end, als daß letztlich 
"icht 

doch ein Konsens erzielt werden könnte.

Begriffsbestimmung Umlegungsstelle t GeschäItsstelle

Zunächst zeigt der Artikel Thiemes auf, daß eine Definition der Umlegungsstelle und die

Abgrenzung zu ihrer Geschäftsstelle erforderlich ist'

Im Rahmendes Umlegungsverfahrens sindverschiedeneBeschlüsse zu fassen undEntscheidun-

gen zu treffen (2.8. ümlegungsbeschluß, Genehmigungen nach § 51 BauGB, Aufstellung des

Ü*legu.,grplanes), die .raäh ihrer R"chtsnatur als Verwaltunglakte einzusfufen sind; diese Ver-

*ultuigräkie können unbestritten nur von einer Behörde als Umlegungsstelle erlassen werden.

Gerade"das Recht, diese Verwalfungsakte erlassen zu können, macht die Behörde zur Umle-

gungsstelle; wegen dieser Rechtspositiot ist sie Herr des Verfahrens.

Nach den Regelungen des BauGB ist grundsätzlich die Gemeinde Umlegungsstelle. Da derVer-

ordnungsgeb-er iriNiedersachsen von der Ermächtigung {es §ao .Abs.2 Zitler 1 BauGB

Cebraulh"gemacht hat, wechselt generell die Zuständigkeit ftir die Durchftihrung de-s Um-le-

gr.rgrr".fÄrens insgesamt auf dai Gemeindeorgan Umlegungsausschuß. Mit Ausnahme der

Är,o-.dn .g der UmLgung hat somit in Niedersachsen der Umlegungsausschuß alleinige Ent-

scheidungsbefugnis.

Gleiche Grundsätze gelten bei der alternativen Ubertragung nach § 46 Abs.4 BauGB; die allei-

nige Zuständigkeit ftir die Durchftihrung der Umlegung wechselt insgesamt auf die »Seeignete

Behörde..

Diese Zuständigkeit steht auch bei einer Mitwirkungsvereinbarung nach §+6 Abs.4 BauGB

nicht zur vertra[lichen Disposition. Die alleinige Entscheidungskompetenz gehtauf die,geeig-
nete Behörde* üLer, die Milwirkung der Gemeinde kann sich nur auf das Vorfeld der Entschei-
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dungsfindung beschränken (Zustimmungsakte usw.). Es ist somit nicht möglich perVereinba-
rung der Gemeinde das Setzen der verfahrenserheblichen Verwalfungsakteiu beiassen und die
sonstige Abwicklung des Verfahrens der,geeigneten Behörde* als UÄlegungsstelle zu übertra-
g_en' In diesem Fall würde einerseits die ausftihrende Stelle zu eiher (nicht enticheidungskagen-
den) Geschäftsstelle und andererseits die Gemeinde zur (entscheidungstragenden) Um-leguigs-
stelle. Es wird deutlich, daß in einem solchen Fall die Intention des V".oid.trngrgebers, die-UmJe-
gung interessenneutral von einem interdisziplinär besetzten Ausschuß oder äber von einer neu-
halen rgeeigneten Behörde* durchführen zu lassery unterlaufen würde.

Die Geschäftsstelle ist zu definieren als die Stelle, die einzelne oder auch alle Beschlüsse und Ent-
scheidungen der Umlegungsstelle vorbereitet, aber eben nicht faßt. Als Geschäftsstelle kommen
neben der Gemeindeverwalfung die Katasterämter, die Amter für Agrarstruktur, di" ObVerm-
Ing aber auch lede andere nichtbehordliche Stelle (lngenieurbüros, Architekten usw.) in Frage.

Der Auffassung Thiemes, daß die nach LandesrechtgebildetenUmlegungsausschüsseEntschei-
dungen nach §_51BauGB verantwortlich heffen, während der ObVermlng als Umlegungsstelle
fungiert kann keinesfalls gefolgt werden. Diese Auffassung resultiert offeibar aus ei-rr".iehlin-
terpretation der von Thieme zitierten Durchftihrungsverordnung Niedersachsens. Nach dieser
Rechhvorschriftkönnen im Einklang mit§ 46Abs. 2Ziffer 3BauCB innichtbedeutsamenFällen
Entscheidungen gemäß § 51 BauGB nicht, wie von Thieme angegebery auf die Umlegungsstellg
sondern von dem Umlegungsausschuß - als Umlegungssteilä -1uf die Stelle, die dle Eitschei-
dungen vorbereitet, also die Geschäftsstelle, und hieiwiederumnurauf dasKatasteramt,auf das
Amt ftir Agrarstrukfur oder auf den Gemeindedirektor überkagen werden.

Die Gemeinden haben nach geltendem Recht die Moglichkeit, einen oder mehrere Umlegungs-
ausschüsse mit jeweils zu bestimmender örtlicher Zuitandigkeit zu bilden (§ 3 DVBauGü) oju.
aber die Umlegungsbefugnis auf eine oder mehrere ,geeignete Behörden" (mit einer jeweils zu
bestimmenden örtlichen Zuständigkeit) zu überhag"". aulh die Bildung eines Umle[ungsaus-
schusses und die Übertragung auf eine,geeigneteBähorde* mit jeweils eilenemZusta"ndi§keits-
bereich ist zulässig unzulässig ist jedoch das konkurrierende Nebeneinäder von Umle§ungs-
ausschuß und »geeigneter Behörde* innerhalb eines Zuständigkeitsbereiches.

Behördenbegriff und Zuständigkeit des UbVermlng

Gemäß §1 Abs.4 VwVß ist Behörde jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung
wahrnimmt.

Hiernach ist dem ObVermlng dem gemäß §l VermlngBO-Niedersachsen (im folgenden BO)
als Träger eines öffentlichen Amtes Aufgaben des öffentlichen Vermessungr*"r"rir (s 2 Abs.1
BO) zugewiesen sind, die Behördeneigenschaft im funktionellen Sinne nicht abzusprechen.

Diese Behördeneigenschaft erstreckt sich jedoch ausschließlich auf den Bereich seiner Amtsaus-
übung also-auf die Wahrnehmung der ihm mit §2 Abs.r BO zugewiesenen Aufgaben; die
gemäß§zAbs.2BOzulässigeAusübunganderer,nichthoheitlicherAufgabenistdemfreiberuf-
lichen Anteil seinerBerufsausübung zuzuordnen. Der ObVermlngbesitzt somitnicht einegene-
relle Behördeneigenschaft im organisatorischen Sinne, sondern iit als Behörde nur im Raf,men
seiner Amtsausübung anzusehen.

Es ist nunmehr zuprifen,ob die Aufgaben der Umlegungsstelle im Falle einer übertragungnach
S 46 Abs. a BauGB dem Katalog der Amtstätigkeiten nach § 2 Abs. 1 BO zuzuordnen sinä; aus-
drücklich genannt sind sie jedenfalls nicht.
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Thieme weist darauf hio daß der Katalog hoheitlicher Aufgaben des §2 Abs.I BO nicht
abschließend ist, und daß der Gesetzgeber in anderen Rechtsvorschriften weitere Aufgaben
zuweisen kann (§2 Abs.INr.3 BO); diese Aufgabenzuweisung ist nach dem Wortlaut 52 BO
jedoch auf die Ausftihrung und Auswertung von Vermessungen begrenzt. (Eine entsprechende
Aufgabenzuweisung findet sich in §113 Abs.2 Nr.4a BauGB. Die Zuständigkeit auch des

Offentlich bestellten VermessungsingenieurS ergibt sich allerdings bereits aus § 2 Abs.INrn.1
und 2 BO, einer besonderen Erwähnung - wie in § 113 BauGB - hätte es nicht bedurft; allerdings
ist diese gesetzgeberische Redundanz unschädlich.)

Thieme geht davon aus, daß der Bundesgesetzgeber in § 46 Abs.4 BauGB eine solche Zuwei-
sung von Sonderaufgaben vorgenommen hat.

Dem ist aus folgenden Gründen zu widersprechen:

a) Die ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis auf dem Gebiet des öffentlichenVerrnessungs-
wesens liegt bei den Ländern. Somit bleibt es ausschließlich den Ländern überlassen, ob sie

das Institut des ObVermlng einrichten und welche Aufgaben sie ihm zuweisen. Es kann
dahingestellt bleiben, ob gemäß Art.s4 Abs.1 GG die Zustimmung des Bundesrates eine
Aufgabenzuweisung durch den Bundesgesetzgeber zuläßt; Tatsache ist, daß der ObVerm-
Ing in § 46 Abs. 4 BauGB nicht genannt ist. Seine Zuständigkeit ist somit, unabhängig von sei-
ner grundsätzlichen Eignung durch das BauGB nicht begründet worden.

b) Die Umlegungsstelle hat die Aufgabe, das Umlegungsverfahren nach den Vorgaben des

BauGB durchzuftihren. Die Durchfuhrung des Verfahrens mündet zwangsläufig mit Auf-
stellung des Umlegungsplanes in eine Liegenschaftsvermessung. Gleichwohl kann die
Durchführung einer Umlegung - immerhin ein hoheitlicher, teilweise sogar enteignender
Eingriff zur Veränderung von Grundstücksgrenzen und Eigenfumsverhältnissen! - nicht als
Vorbereifung einer Vermessung im Sinne S 2 Abs. 1 BO angesehen werden. Insofern läßt sich
die Aufgabe der Umlegungsstelle auch nicht unter S2 Abs.INr.3 BO subsumieren.

Auch der Einwand Thiemes, daß die Kostenordnung fur das amtliche Vermesiungswesen
(KOVerm) [6]Gebührentatbestände ftirdas Umlegungsverfahrenenthalte, die ftirKatasterämter
und ObVermlng gleichermaßen gelten, und dies als Indiz ftir die Behördeneigenschaft der
ObVermlng zu werten sei, geht fehl. Nach § 1 Abs.1 KOVerm ist die Kostenordnung ftir Amts-
handlungen des ObVermlng anzuwenden; als Amtshandlung ist aber lediglich die vermes-
sungstechnische Bearbeifung der Umlegung einzustufen. Eine weitergehende Mitwirkung
(Geschäftsstellentätigkeit) unterliegt somit - anders als die Leistung des Katasteramtes - nicht
diesen gebührenrechtlichen Regelungen.

Eazil

Es bleibtsomit festzustelleru daß im Rahmen eines Umlegungsverfahrens neben der Ausftihrung
hoheitlicher Vermessungsaufgaben keine Aufgaben anfalleru die von einem ObVermlng als
Amtshäger (und somit als Beharde) durchgeftihrtwerden können. Folglich kann der ObVerm-
Ing - anders als das Katasteramt oder das Amt ftir Agrarskuktur - nicht als Umlegungsstelle
nach § a6 Abs.4 BauGB fungieren. Es bleibt ihm aber selbstverständlich unbenommeo neben
den hoheitlichen Vermessungsaufgaben weitere Aufgaben im Rahmen der Durchftihrung der
Umlegung also die umlegungstechnische Bearbeifung (Vorbereifung von Bestandskarte und
-verzeichnis, Zuteilungsberechnungen usw.) und Verwalfungsarbeiten (Abwicklung des Schrift-
verkehrs, Verhandlungen mit Umlegungsbeteiligten usw.) letztlich also die komplette Durch-
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ftihrung der Umlegung mit Ausnahme der verfahrensrelevanten Beschlüsse oder Entscheidun-
gen, soweitsie alsVerwaltungsakteeinzusfufen sind, zu übernehmen; dies istdurch § z Abs.2 BO
abgedeckt.(EineandereMeinungverhittGröberinFORUM3l1:gST,SeiteT4TunterVerweisauf
evenfuelle Interessenkonflikte.) Diese Aufgaben sind als Aufgaben der Geschäftsstelle also der
Stelle, die die Entscheidungen der Umlegungsstelle vorbereitet, einzustufen und somit dem frei-
beruflichen Anteil seiner Berufsausübung zuzuordnen. Die Geschäftsstellenfunktion des
ObVermlng unterscheidet sich von der des Katasteramtes oder des Amtes ftir Agrarshukfur
lediglich dadurch, daß diegenanntenBehörden einerseitsgemäß § 7 DVBauGB verpflichtetsind,
diese Funktion auf Auftrag zu übernehmen und sie andererseits bei entsprechendem Beschluß
des Umlegungsausschusses über Genehmigungen nach § st BauGB entscheiden.

Aus diesem Grunde kann - wie eingangs bereits erwähnt - davon ausgegangen werden, daß die
Auswirkungen der gesetzlichen Regelungen für die ObVermlng nicht gravierend sind. Beruß-
politisch mag diese Regelung sogarzu begrüßen seiry ObVermlng könnenbeibodenordnenden
Maßnahmen - ebenso wie die Katasterämter, die in Niedersachsen nahezu ausnahmslos als
G eschäftsstellen und nicht als Umlegungsstellen fungieren - im vollem Umfang mitwirkeru wäh-
rend die Haftung bei dem Umlegungsausschuß als Umlegungsstelle verbleibt
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Die Kostenlastentscheidung im amtlichen Verme§§ungswe§en
Von Wolfgang ERÜHAUF

1 Einleitung

In vielen Fortbildungsveranstaltungen und Kommentaren wurde gekla*, wie die Tarifstellen der
jeweils für das amtliche Vermessungswesen geltenden Kostenordnungen anzuwenden sind [t].
badurch ist, abgesehen von immer wieder aufhetenden Sonderfällen Klarheit über die Höhe der

für Amtshandlungen im amtlichen Vermessungswesen festzusetzenden Kosten eingetreten.

Mit den folgenden Ausftihrungen soll versucht werderL in der Praxis aufgehetene Unsicherhei-

tenbei derFiage nach dem Kostenschuldnerbzw. denGesamtschuldnernftireineVermessungs-
sache zu beseitigen.

Auch tiber die evenfuelle ErstatfungderAufwendungen eines Rechtsanwalts imWiderspruchs-
verfahren, insbesondere über die liomplizierten formellen Voraussetzungen ftir die Anerken-
nung der Erstatfung sollen aus der Praxis Hinweise gegeben werden.

Für einige Rechtsbegriffe des niedersächsischen Kostenrechts ist es zweckmäßig sie vorweg zu

erläutern.

2 Rechtsbegriffe

2.1 Zahlungspflichtiger istdie in der Kassenordnung gegenüber der zuständigen Kassc bereich-
nete Persoru die die Zahlung zu entrichten hat [2]. Sie wird gemahnt, gegen sie wird vollsheckt [g].

2.2 Kostenschuldner ist derjenige, der zu einer Amtshandlung Anlaß gegeben hat (§ 5 Verwal-
tungskostenge setz) l4l.

Er muß sich mit dem Zahlungspflichtigen decker1 weil er zur Zahlung der Kosten für eine Amts-
handlung verpflichtet ist Mit der Person des Ankagstellers braucht er nicht immer identisch zu
sein, denn nach §1a.a.O. werdenKosten ftir Amtshandlungen erhoberLwenn die B eteiligtendazu

Anlaß gegeben haben. Als bestes Beispiel ftir den Begriff eines anderen Beteiligten als Kosten-
schuldner eignet sich die Amtshandlung der Gebäudevermessun& wenn sie nach §ta [z]
NVermKatG [5] ohne Ankag des Eigenttimers ausgeftihrt werden muß.

2.3 Gesamtschuldner

Die gesamtschuldnerische Haftung tritt ein, wenn mehrere Ailragsteller gemeinsam eine Amts-
handlung beantragen.

Der MI brachte dafür vor kurzem ein Beispiel, in dem u. a. mehrere Erwerber den Antrag ftir die
Bildung eines Flurstückes stellen [6].
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Wie aus dem Beispiel in 2.2 schon erkennbar ist kann darüber hinaus nichtnureineGruppe von
mehreren Antragstellern, sondern auch ein anderer Beteiligter gesamtschuldnerisch belangt
werdery wenn er ob;ektiv zu einer Amtshandlung Anlaß gegeben hat

Dies geht auch aus der amtlichen Begründung zum Entwurf des Verwaltungskostengesetzes
hervor, nach der der BegriffVeranlassung nicht nur den Begriff der Anhagstellung umschließt,
»sondern er geht weiter" [7].

Das OVG Lüneburg ftihrt dazu in einem ,Apotheker*Urteil [8] aus: »lm Sinne des Verwalfungs-
kostengesetzes hat derjenige zu einer Amtshandlung Anlaß gegeberq der einen Tatbestand
geschaffen hat, der die Behörde zu der Amtshandlung veranlaßt hat*.

Nach Loeser [9] ist hiernach auch Veranlasser, wer die kostenpflichtige Tätigkeit der Behörde nur
mittelbar auslöst.

In anderen Gesetzen, die nicht zum Kreis des niedersächsischen Kostenrechts gehöten, ist diese
Auslegung von vornherein konkret in den Rechtssätzen enthalten. Dafir zweiBeispiele: Nach
§ ß Bundesverwaltungskostengesetz ist Kostenschuldner, wer die Amtshandlung veranlaßt hat
oder zu wessen Gunsten sie vorgenommen wird. Das Kommunalabgabengesetz von Nordrhein-
Westfalen, nach dem auch Vermessungskosten abgerechnet werden, sieht die Kostenerhebung
vor, wenn die Beteiligten die Leistung beanhagen oder von ihr unmittelbar begünstigt werden.

Im Abschnitt 3.1(Liegenschaftsvermessung) folgt hierzu ein praktisches Beispiel aus NRW.

2.4 Ko stenentscheidung, Leistungsb e scheid, Abhilf e eine s W ider spruche s

Die Kostenentscheidung gliedert sich
a) in die Kostenlastentscheidung, mit der der Kostenschuldner bzw. Zahlungspflichtige festgelegt

wird, und
b) in die Kostenfestsetzungentscheidung.

In der Regel werden beide Entscheidungen zusammen in dem Leistungsbescheid gehoffen, der
möglichst zusammen mit der Sachentscheidung bzw. Leistung herauszugeben ist (Beispiel zu a):

Sie haben die Kosten für ... zu hagen; zu b): in Höhe von... DM).

Eine Kostenlastentscheidung ohne gleichzeitige Kostenfestsetzung gibt es in der VuKV bei der
Ankündigung der Gebäudevermessung nach S14 (2) NVermKatG. Die darin gehoffene Aus-
sage, daß nach Ablauf der Frist die Gebäudevermessung auf Kosten des Eigentümers durchge-
führt wir{ hat die Art eines Leisfungsbescheides und ist nach VwVß [10] ein nicht begünstigen-
der Verwaltungsakt (siehe hierzu nächsten Abschnitt).

Eine Trennung zwischen Kostenlastentscheidung und Kostenfestsetzungist sonstgrundsätzlich
im Vorverfahren nach §§ 6S ffVwGO [11] gegeben: Halten die Katasterämter oder die ObVerm-
Ing einen Widerspruch für begründet, so haben sie in dem Bescheid über die Abhilfe in der Sache
zugleich über die Kosten zu entscheiden (§ 72 a.a.O.).

Wird keine Abhilfe geschaffen, so bestimmen die Bezirksregierungen in dem Widerspruchsbe-
scheid, wer die Kosten zu tragen hat(§ 73 a.a.O.).Das heißt, über die Kostenlastentscheidung soll
gleich in einem Zuge mit der Sachentscheidung im Falle einer Klage vor dem Verwalfungsgericht
geurteilt werden.
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2.5 Leistungsb escheide als nicht begünstigende V enoaltungsakte

Kosten bezahlt niemand gern an Behörden. Allein aus den zuvor gebrachten Beispielen ftir
Gebäudevermessungen laßt sich unschwer ableiten, daß ein Leisfungsbescheid nicht begünsti-
gend ist. Falls ein Verwaltungsakt durch falsche Anwendung der Normen unrichtig, also rechts-
widrig im Sinne von §48 VwVß ist, so kann er, wenn er begünstigend war, nur unter vielen
gesetzlichen Einschränkungen, wenn er nicht begünstigend war, im Rahmen des Ermessens
zurückgenommen werden.

Wenn der Kostenschuldner aus gesamtschuldnerischen Gründen falsch ermittelt vvr-rrde oder die
Kostenfestsetzung Fehler aufweist, können derartige Leisfungsbescheide, als nicht begünsti-
gende Verwaltungsakte, zurückgenommen und durch andere ersetzt werdeo die meines Erach-
tens sogar einen höheren Kostenbetrag ausweisen dürfen [20]. Sie können zwar unanfechtbar
seio aber dieVerjährungsfrist darf nichtverskichen sein(§ SVerwaltungskostengesetz). DieEin'
haltung des Ermessensspielraums in § 48 (1) Satz l VwVß ftir die Aufhebung eines falschen Lei-
stungsbescheides ist allein durch die Pflicht zur Vermeidung der Wettbewerbsverzerrung zwi-
schen den nach §1 NVermKatG mit der Wahrnehmung von Liegenschaftsvermessungen
behauten Stellen gegeben.

Rechtswidrige Leistungsbescheide der Katasterämter und der ObVermlng können auch im Vor-
verfahren nach derVwGO durch Widerspruchsbescheid aufgehoben oder in die richtige Form
gebracht werden. Das Urteil des BVerwG vom 11.11.1988 verbietet selbstverständlich die Ande-
rung einer Kostenfestsetzung ,die den einschlägigen kostenrechtlichenVorschriften entsprichtu

[16].

3 Liegenschaftsvermessungen

3.l Zerlegungen

Es ist beinahe in Vergessenheit geraterl daß nach § aag BGB der Verkaufer die Kosten der Über-
gabg ,insbesondere die Kosten des Messens und Wägens« zu tragen hat. Dazu gehören die
Kosten ftir die Gutachten durch den Gutachterausschuß und nach Palandt [12] auch dieVermes-
sungskosten. Seit langem ist es tiblich, diese zivilrechtliche Vorschrift in den Kaufuerträgen weg-
zubedingen und den Erwerbern die Kosten für die Liegenschaftsvermessungen aufzuerlegen.
Dementsprechend wird meistens von den Erwerbern oder von den Notaren im Namen der
Erwerber der Vermessungsantrag gestellt und, wenn der Eigenttimer des Flurstücks entspre-
chend Nr.2.1.2 LiegVermErlaß [ra] dem Anhag zustimmt, auch zur Ausftihrung angenommen.

Bei dem Verwaltungshandeln ist Recht- und Zweckmäßigkeit zu beachten. Es ist daher legal
grundsätzlich den Antragssteller, wenn er und nicht der Eigentümer des zu zerlegenden Flur-
stücks den Vermessungsanhag gestellt hat, als Kostenschuldner für die öffentlich-rechtlichen
Vermessungskosten zu betrachten. Aus den Ausftihrungen in Abschnitt 2.3 geht jedoch bereits
hervor, daß auch der Eigentürirer ein Beteiligter bleibt, der die Amtshandlung oblektiv veranlaßt
hat Neben der oben erwähnten Zustimmung zur Vermessung bleibt er weiterhin alleiniger Part-
ner bei der Amtshandlung. Er und nicht der Antragsteller sind am Grenztermin beteiligt Ihm
und nicht dem Antragsteller werden die Fortführungsmitteilung usw. übersandt (vgl. §ß (1)

Nr.2 VwVß).
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Sollte der Kaufuerkag nicht zur Durchftihrung kommery so hat davon nicht derErwerbereinen
Vorteil sondern allein der Eigentümer, der weiterhin über das neu entstandene Meßobjekt ver-
fügt. Derjenige, zu dessen Gunsten die Amtshandlung ausgeführt wird, ist daher nicht nur der
Anhagsteller alleiry sondern stets auch der Eigentümer.

Der Eigentümer ist mithin ftir die Amtshandlung der Flurstückzerlegung grundsätzlich immer
mit als Kostenschuldner im Sinne §§ 1 und 5 Verwaltungskostengesetz anzusehen.

Zu diesem Schluß kommt auch das OVG Münster in seinem Urteil vom 25.2.1987:,Wird die
Teilvermessung eines Grundsttickes im Einverständnis mit dem Eigentümer vorgenommen, so
schulden Eigentümer und Ankagsteller die hierfür anfallenden Gebühren als Gesamtschuldner
[14]«.

Diese Überlegungen gewinnen erst dann Bedeufung wenn ein als Kostenschuldner und Zah-
lungspflichtiger eingesetzter Erwerber im öffentlich-rechtlichen Mahn- und Vollsheckungsver-
fahren bis zur eidesstattlichen Versicherung (§ 22 NVwVG) getrieben wurde und das Kataster-
amt oder der ObVermlng vor der Entscheidung steht, die nicht einziehbaren Kosten zu sfunden
oder niederzuschlagen. Die Voraussetzungen nach § 59 (1) Nr.1 LHO zu einer Sfundung können
in solchen Fällen fast immer nicht von den Schuldnern erftillt werden.

In einem Fall dieser Art ist der Leisfungsbescheid gegen den Erwerber aufgehoben worden und
nach vorheriger Anhörung dem Eigentümer als neuem Kostenschuldnerzugestelltworden. Die
vorherige Anhörung darf auf keinen Fall versäumt werden, wenn vorher nicht auf die gesamt-
schuldnerischen Pflichten gegenüber dem Eigentümer hingewiesen wurde. Ein Widerspruch
dagegen wurde als unbegründet zurückgewiesen. Auch das Verwaltungsgericht Braunschweig
wies die von dem Eigentümer erhobene Klage ab [rs]. In der von dem Eigentümer angeshengten
Berufung geht es eigentlich nicht so sehr um das gesamtschuldnerische Problem der Beteiligten,
sondern im großen und ganzen mehr um die ,Rangfolgeu der Beteiligten. Da das zerlegte Flur-
stück mit einem Erbrecht belastet ist, stellt der Kläger die Zustimmung des Erbbauberechtigten
zu der Zerlegung als wesentlicher heraus und will ihn als Kostenschuldner eingesetzt sehen. Das
entscheidende Gerichtbezogsich bei derZurückweisungdieserBegründungauf dasBGH Urteil
vom 2'1.12.1973 (NJW 1974 - Heft tZ, Seite 498), wonach die Teilung des Erbbaurechts der
Zustimmung des Grundstückseigentümers bedarf, und auf das Auswahlermessen des Landes
nach § 5 Abs.1 Satz 2Yerwalfungskostengesetz, wenn mehrere Kostenschuldner als Gesamt-
schuldner haften. Es zitierte S 421 BGB, nach dem der Gläubiger nach seinem Belieben unter
mehreren Gesamtschuldnern bis zur Bezahlung der ganzen Leistung auswählen kann.

3.2 Sonderungen

Bei Flurstücken, die durch Sonderung entsprechend 6.2.6 LiegVermEr[ entstanden sind, hitt das
im vorigen Abschnitt geschilderte gesamtschuldnerische Verhältnis zwischen Eigentümer und
Erwerber nicht ein. Eigentümer oder Rechtsnachfolger müssen sich bei einer Sonderung ver-
pfllchten, die gesonderten Flurstücksgrenzen nachträglich feststellen und die Lage der zva-
schenzeitlich errichteten Gebaude in die Ortlichkeit überhagen zu lassenu.

Die hier gemeinten Eigentümer und Rechtsnachfolger sind meist nicht die Erwerber der geson-
derten Flurstücke, sondern erst einmal die, ftir die die gesonderten Flurstücke in das Grundbuch
eingetragen werden. Die Sonderungsschlußvermessung geschieht aber in der Regel erst dann,
wenn die gesonderten Flurstücke an Bauwillige weiterverkauft und von diesen bebaut worden
sind. Auch hier wird zivilrechtlich zwischen Verkäufer und Endkaufer fast immer die Uber-
nahme der Vermessungskosten vereinbart. Das spielt jedoch nach einem Urteil des Verwal-
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fungsgerichtes Braunschweig [17] keine Rolle, ,weil die Offentlich-rechtliche Rechtsfolge der
«ostenpflicht ftir Verwalfungskosten nicht privahechtlich ausgedehnt werden kann". Infolge
des Sonderungsverfahrens verschiebt der Antragsteller der Sonderung nicht nur die Verwal-
fungsakte der Grenzfeststellung und Abmarkung auf einen späteren Zeitpunkt, »sondern auch
die damit zusammenhängende Kostenlast".

Wenn also ein Sonderungsgeber nicht mehr zahlungsfahig ist, kann die Sonderungsschlußver-
messung nur zum Abschluß gebracht werden, wenn die Enderwerber selbst den Anhag dazu

stellen. Es gibt ftir Sonderungen keine Zustandshaftung. Das NVermKatG sieht die zwangsweise

Liegenschaftsvermessung nur ftir Gebäudevermessungen vor.

3.3 Gr enzf e st st ellungen

Bei Grenzfeststellungen sind zwar alle Nachbarn Beteiligte im Sinne §13 VwVG. Beanhagen

beide Grenznachbarn die Feststellung der gemeinsamen Grenze, so sind beide Veranlasser ftir
die Amtshandlung.Beanhagtnur einerderNachbarndie Grenzfeststellung,so hatnach § lVer-
walfungskostengesetz nur dLr einen Anlaß zu der Amtshandlung gegebery der den auf den Fall

bezogenen Anhag stellt. Nur ihm können die Kosten ftir die Amtshandlung auferlegt werden.

Wenn die Eigentümer von 3 benachbarten Flurstücken gleichzeitig die Feststellung der Grenzen

ihrer Flurstüike beantragen, so sind die Kosten ftir den Eigentümer des in der Mitte liegenden

Flurstücks am geringsten, weil die Kosten ftir die gemeinsamen Grenzen mit den Nachbarn
gemeinsam gehuge.r we.den. Für die Eigentümer der äußeren Grundstücke entstehen höhere

kosten, denn die übrigen Grenzfeststellungen sind nur einseitig ohne Beteiligung der anderen

Nachbarn veranlaßt worden [18].

Ob aufgrund privahechtlicher Vorschriften hier evenfuell ein Ausgleich mit den erst durch die

Ladungzum Grenztermin zumVerfahren hinzugezogenenBeteiligten möglich ist,sollhiernicht
untersucht werden.

3.4 G eb äudeo elme s sung en

Noch werden die Vorschriften für die Ersatzvornahme einer Gebäudevermessung gerichtlich
verschieden ausgelegt. Dabei sollte durch §ta (2) des neuenNVermKatG eindeutigklargestellt
werden, daß derjenige, der zudem Zeitpunkt, zu dem das Fehlen des Gebäudes in der Liegen-

schaftskarte festgestellt wird, Eigentümer ist, Anlaßgeber der Amtshandlung ist. Wenn die
Gerichte sich dieser Auffassung anschließen, dannkift,wiegewollt,bei jedemEigentiimerwech-

sel kraft Gesetzes eine Anderung der Kostenlastentscheidung ein. Das heißt aber auch, daß ein
bereits gestellter Anhag auf Gebäudevermessung kraft Gesetzes erlischt, wenn das Gebäude
erst unter einem Rechtsnachfolger entsteht

Wird ftir einBauvorhabenoWohnhaus zzdGarage* mitderHerstellungdes Lageplanes zugleich
die spätere Gebäudeeinmessung beantragt, so ist die Gebühr ftir die Gebäudevermessung erst

mit Abschluß des Bauvorhabens fallig. Das heißt, wenn Wohnhaus und Garage nach Baufort-
schritt zu verschiedenen Zeiten eingemessen werden, kann nur einmal die Gebühr erhobenwer-
den.

Die Begründung daß eine getrennte Einmessung erforderlich war, weil nach Fertigstellung des

Rohbaues für das Wohnhaus eine Grenzbescheinigung beantragt wurde, wies das zuständige
Verwalfungsgericht [19] zurück. Nach dem Gerichtsbescheid hafte der Veranlasser informiert
werden müisän, daß ftir die Bescheinigung des fertigen Teiles eine besondere Einmessung erfor-
derlich werden würde. Diese Vermessung hätte eines besonderen Antrages bedurft.
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4 Erstattung der Aufwendungen im Vorverfahren
Zuziehung eines Rechtsanwaltes § SO VwVfG

Soweit ein Widerspruch erfolgreich bleibt, also durch Abhilfe von einem Katasteramt oder
einem ObVermlng bzw. durch Widerspruchsbescheid erledigt wird, sind dem Widerspruchs-
ftihrer die »zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendigen Aufwendungen* zu
erstatten (§ S0 (1) VwVG).

Die Behörden oder die ObVermlng die die Kostenentscheidungen getroffen haben setzen auf
Anhag den Behag der zu erstattenden Aufwendungen fest (§ 80 (3) Satz L a.a.O.). Aufbauend auf
Abschnitt 2.4 braucht der Widerspruchsführer in der Kostenlastentscheidung zu dem Ankag
auf Erstattung nicht immer animiert zu werden. Meistens handelt es sich dabei um Behäge, die
der Widerspruchsführer als tragbar hinnimmt (2.B. geringe Fahrkosten zum Katasteramt).

Anders verhält es sich wenn von dem Widerspruchsführer ein Rechtsanwalt zu seinerVerhe-
tung herangezogen wurde. Der Bevollmachtigte arbeitet gegen Honorar und will schließlich
auch in jedem Falle bezahlt werden. Nach § 80 Q),letzter Satz VwVß ist dann bei der Abhilfe
einesWiderspruches stets ausdrücklich innerhalb derKostenentscheidungzubestimmeryob die
Zuziehung eines Rechtsanwaltes notwendig war.

Diese Entscheidung gilt gegen den Widerspruchsführer, der allein den Erstatfungsanspruch
besitzt

In derPraxis wird der Rechtsanwalt seine Rechnung allerdings oftdirektan das Katasteramtsen-
den. Das ist formal unbedenklich, wenn die Voraussetzung ftir die Erstatfung nämlich die Ent-
scheidung über die Notwendigkeit der Hinzuziehung eines Rechtsanwaltes, vorher in dem
Abhilfebescheid erftillt wurde [21].

Allgemein kann schon im Vorverfahrery das mit der Einlegung des Widerspruchs beginnt (§ 69
YwYG), dieZuziehung eines Rechtsantwaltes nicht abgelehnt werden. Denn nur in wenigenFäl-
len wird die notwendige Rechts- und Sachkunde des Widerspruchsftihrers vorauszusetzen oder
von ihm die rechtliche oder sachliche Schwierigkeit der Sache, die Gegenstand des Verfahrens
ist, abzuwägen sein [22].Nach Kopphat jederVerfahrensbeteiligte aberwiederum diePflicht, die
Kosten im Rahmen des Verständigen nach Möglichkeit niedrig zu halten.

Für die Nichteinhalfung dieses sogenannten Verbilligungsgrundsatzes folgen zwei Beispiele:

A Ein Eigentümer erhielt die Aufforderung zur Gebäudeeinmessung. Bei einer Rückfrage im
Katasteramtwurde ihm erklärt, daßerbeiderVorlage derBauunterlagenaus demJahre1960
die Gebäudeeinmessung kostenfrei erhalten würde. Er bediente sich zur Erledigung dieser
Aufklärung eines Rechtsanwaltes, der zugleich Widerspruch einlegte. Dem Widerspruch
wurde stattgegeben. Die darin enthaltene Kostenlastentscheidung lautete:,Die Einmessung
des Gebaudes erfolgt kostenfrei. Die Zuziehungeines Rechtsanwaltes war nicht notwendig.
Begründung:...u

B Bei einer Flurstückszerlegung wurde ftir die Wertgebühr von dem Katasteramt ein Richtwert
angehalten. Der Eigentümer legte durch einen RechtsanwaltWiderspruch eio weil der dem
Katasteramt nicht bekannte Kaufuerkag einen erheblich geringeren Kaufpreis fiir das Flur-
stück enthielt.DieZuziehung eines Rechtsanwaltes wurde wegen fehlender Schwierigkeiten
als nicht notwendig erklärt.

Derartige an sich von der Sache her fur den Anhagsteller erfolgreichen Bescheide sind durch
diese nicht als notwenig erachtete Erstattungder Aufwendungen natürlich mitRechtsbehelfsbe-
lehrungen zu versehen. Das gilt auch fur das spätere Kostenfestsetzungsverfahrery wenn die
Erstatfung anerkannt würde.
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5 Schluß

Bei den Beispielen handelt es sich durchweg um Fälle aus der Praxis. Soweit sie nicht mit Anga-
ben über Fundstellen versehen sind, entstammen sie Widerspruchsverfahreo deren Entschei-

dungen durch Abhilfen der zuständigen Behörden oder durch Widerspruchsbescheide zwar
beständskräftig gewordery aber nicht richterlich überprüft worden sind.
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Modell Niedersachsen - Anwendung in der Praxis
Von Ulrich GOMILLE

Das ,Modell Niedersachsen« wurde in den 80er Jahren entrarickelt (Oelfke rg*a, Lga4, Brill ßsa,
1986 Kann§eser / Bodenstein 1985, 1986, Bodenstein 1958) als

- umfassende Sammlung
- systematische Aufbereitung und
- Analyse

einschlägiger Vergleichsdaten aus Sanierungsgebieten zur Quantifizierung sanierungsbeding-
ter Werterhöhungen. Über praktische Erfahrungen ist bisher nur vereinzelt berichtet worden
(Rehwaldßsq.lnOsterholz-Scharmbeck-Sanierungsgebiet,Scharmbeckerlnnenstadt -wur-
den die Analyseergebnisse bei der Ermittlung der auf das Anfangs- und Endwertniveau bezoge-
nen Bodenrichtwerte angewendet.

Sanierungen gelten nicht mehr unbedingt - wie einst - als Pionierprojekte. Die sanierte, in der
Architekfur der SOerJahreges§lte Altstadtgehört durchaus zu einemgeläufigenErscheinungs-
bild. Der städtebauliche Trend hat sich in den ToerJahrenzum Boom entwickelt. Die Verfahren
weisen Parallelen und Gemeinsamkeiten auf. Anders als bei den Sänierungsmaßnahmen der
ersten Sfunde bietet sich heute zur Lösung der Probleme die Möglichkeit des Vergleichs und des
Erfahrungsaustausches auf breiterBasis. Dies gilt auch ftirdieWertermittlung. Das rModellNie-
dersachsen*, das auf einem überregionalen Datenvergleich beruht, ist ein Beispiel daftir. Die
Sanierung,Scharmbecker Innenstadt* kann in diesem Vergleich als repräsentativ ftir eine Viel-
zahl von Sanierungen in niedersächsischen Kleinstädten miftlerer Größenordnung angesehen
werden.

I Saniemng »Scharmbecker Innenstadt<<

Die Stadt Osterholz-Scharmbech Sitz des Landkreises Osterholz, 24ooo Einwohner zäihlen4
liegt nordlich von Bremen, rund 15 km vom Zenkum der Hansestadt entfernt. Sie hat die Funk-
tion eines Mittelzentrums.

Das Sanierungsgebiet wur del97 5 förmlich festgelegt. Mit einer Fläche von 13 ha liegt es in einer
mittleren Größenordnung - die durchschniftliche Fläche der 69 in der Informationsschrift
»Stödtebauliche Erneuerung in Niedersachsen< desNieilersächsischen Soziabninisters (1984) angegebenen
Maßnahmen bekägt 1S ha; die graßte Anzahl der Sanierungsmaßnahmen, namlich zg von ins-
gesamt 39, liegt in der Größenordnung zwischen tO und 2Oha.

Die Scharmbecker Mitte um Marktplatz und Kirche ist historisch gewachsen. Hier waren einmal
die wesentlichen Verkehrsverbindungen verknüpft. Der Markt konnte sich allerdings nicht als
eigentliches Geschäftszentrum behaupten - dies hatte sich in die Länge gezogenrl,Tkm, eine
Folge von Geschäftsshaßen, die zugleich, einem früheren Verständnis von Urbanität entspre-
chend, Hauptverkehrsstraßen waren. Der Durchgangsverkehr passierte im Westen der Innen-
stadt auch einen schmalen, eng mit Wohnhäusern bebauten Skaßenzug.
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Abseits der belebten Geschäftsshaßen war die Entwicklung weitgehend zurückgeblieben; der

verödeten Randlage entsprach die unzureichende Erschließung'

Stellenweise behinderte die überkommene Grundstücksstruktur eine angemessene Nutzungs-

entwicklung. Die Bausubstanzwat - von einigen Ausnahmen abgesehen - relativ solide'

Die Sanierung hat in bisheriger 14jähriger Durchführungszeit unverkennbar die Entwicklung

der Scharmbecker Innenstadt geprägt:

- Scharmbeck hat nunmehr einen "räumlich erlebbaren Ortsmittelpunkt* (NIIEG, Vorberei'

tendel)ntersuchungen).DerMarkt erfüllt eine zentrale Funktion in der Innenstadt. Die Konzen-

t 
"iior, 

ko**t in-der neuen Bebauung zum Ausdruck, die die übrigen - ansonsten eher punk-

ür"fi"" -n""maßnahmen bei wefteÄ überhifft. Hier hat sich die Spitzengeschäftslage der

Stadt entr,r,ickelt. Der Marktplatz und anschließende Shaßen wurden in eine Fußgängerzone

mit rückwärtiger Erschließung umgestaltet.

- An der Periph"erie der Innensiadt sind Parkplätze-un! Parfbaytel entstanden.

- Am westlichen Innenstadkand wurde ftir die Aufnahme des fließendenVerkehrs nach der

V".kehrsb"ruhigung der Innenstadt eine neue Straße gebaut, die zugleich eine Erschlie-

ßungsfunktion fut die anliegenden Wohnbauflachen hat.

- Im ö"stlichen Teil wurde eirineues Erschließungssystem angelegt. Es dient der Erschließung

von Freiflächen und der hinteren Erschließung von Marktplatz und der alten Hauptge-

schäftsshaße.
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Abb. r: Ausgangssituation

- Cä"häer-,rnd Durchgangsstraßen sind die Poststraße, die Kirchenshaße die Markt-

straße und die Bahnhofulad'e; eine starkbelastete Durchgangsshaße mit engerWohn-

bebauung war die Winterbergshaße.
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Abb.z: Situation vor Abschluß der Sanierung
- Über die Marktweide imWestenwirä derfließendeVerkehrum dieverkehrsberuhigte
Zone der Innenst:dt gelenkt. Zusammen mit der neuen Erschließung im Osten ermSg-
licht sie eine Aufweifung des bisher linearen Geschäftsbereiches. Z-ur Fußgängerzoä
gehören Kirchenstraße, Marktstraße und Marktplatz.

- Die 
-Eige-ntumsgrenzen waren der in der Planung vorgegebenen Shukfur, z.B. der neuen

Erschließungsanlagen anzupassen. Dies geschah durch heiwillige Regelungery insbeson-
dere auch durch Ankäufe des Sanierungshägers.

- Einige Flächen mußten durch Gebäudeabbruch freigelegt werderL insbesondere um den
Marktplatz sowie im Zuge der neuen Straßery außerdem nächAufhebungeineralten Shaße.
Vereinzelte Gebaude sind modernisiert worden.

Die Sanierung steht kurz vor dem Abschluß. Die öffentlichen Investitionen haben einen Umfang
von 22 Mio DM erreicht. In der Bestandsaufnahme v on1984 (lnt'ormationsschrift des Niedersächsf,
schen Sozialministers) lag die Scharmbecker Sanierung in der Gesamthöhe der Förderung (Bun-
des- und Landesmittel, Eigenmiftel der Gemeinde) etwas über dem Durchschnitt der d9 vor-
gestellten Sanierungsmaßnahmen (diese Angaben sind allerdings vom Verfahrensstand abhän-
gig). Die Sanierung hat private Folgeinvestitionen - um 50 Mio DM - ausgelöst

Eine- Klassifizierung der Sanierungstatbestände ftir einen zusammenhängenden Teilbereich
wird in Abschnitt 6 graphisch dargestellt (Abbildung Z).
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2 Verfahrensansätze: Alternativen

Betrachtet man Beginn und Laufzeit der Sanierungsverfahren in Niedersachsery so ergibt sich -
nach der Bestandsaufnahme rStädtebauliche Erneuerung in Niedersachsenu (Niedersöchsischer

Sozialminister 1984) - folgendes Bild:

- Der weitaus größte Teil der Sanierungsgebiete wurde in den 70er |ahren - nach Inkraftheten

des Städtebiuförderungsge setzes liZi - förmlich festgelegt; als durchschnittliches Festle-

gungsjahr ergibt sich tez6.

- Die Sanierungsverfahren haben eine durchschnittliche Laufzeit von 13 Jahren nach Schät-

zungen der Gämeinden im lahre1984; esdürfte heute wohl realistisch seiry noch etw as zuzrT-

legei und die durchschnittliche Dauer auf rund eineinhalb Jahrzehnte zu veranschlagen.

Zum Abschluß der Sanierung wird die Erhebung von Ausgleichsbehägen akut und damit auch

die Ermittlung sanierungsbedingter Werterhöhungen. Die Entwicklung ist vorprogrammiert,
das Ausmaß zeichnet sich ab.

In diesem Zusammenhang ist die Entstehung derVerfahren zur Ermittlung sanierungsbedingter

Werterhöhungen zu sehen. Sie haben in den 80er Jahren einen erheblichen Stellenwert bekom-

men. Aus dieser Zeit datiert der weit überwiegende Teil der Fachbeiträge, nachdem in den 70er

lahren vereinzelte Publikationen dieses Thema behandeln.

Die verschiedenen Methoden sind von Kanngieser/Bodenstein (1986) und Schmalgeneier (1989)

systematisch dargestellt worden. Die Verfahrenswahl erfordert eine Auseinandersetzung mit
dln Alternativen, von denen hier nur einige Ansätze beispielhaft angerissen werden.

Der direkte Preisoergleichist unbestritten das einfachste und überzeugendste Wertermittlungsver-
fahren - vorausgesetzt, es steht eine ausreichende Anzahl vonVergleichspreisen zurVerftigung'
Anfangs- und Endwerte werden im Vergleichswertverfahren ermittelt:

- Der sanierungsunbeeinflußte Anfangswert wird anhand der Kaufpreise von Vergleichs-

grundstücken ermittelt, die neben den allgemeinen wertbeeinflussenden Umständen auch

hinsichtlich ihrer städtebaulichen Mißstände mit dem fOrmlich festgelegten Sanierungsge-

biet vergleichbar sind, fi.ir die jedoch in absehbarer Zeit eine Sanierung nicht erwartet wird;
aus dem för-lich festgelegten Sanierungsgebiet oder aus Gebieten mit Aussicht auf Sanie-

rung dürfen Vergleichspräir" .rr. herangezogen werderL wenn sie nicht von sanierungsbe-

dingten Umständen beeinflußt sind (§26 der WertV 1988).

- Zur Ermiftlung des Endwertes ist der Zustand. nach Abschluß der Sanierungsmaßnahme
zugrunde zu legen (§ 27 der WertV 1988).

Die sanierungsbedingteWerterhöhung ergibt sich als Differenz von Endwertund Anfangswert.

Daß man mit diesen einfachen, plausiblen und sicheren Verfahren die Probleme der Wertermitt-
lung im Sanierungsgebiet lösen könnte, erweist sich in aller Regel als Illusiorl da nicht genügend
Vergleichspreise zur Verftigung stehen.

Mangel an einschlägigem Vergleichsmaterial im Sanierungsgebiet und seinem näheren Umfeld
ist grundsätzlich das Motiv zur Entwicklung von Wertermittlungsmodellen für sanierungsbe-

dingte Werterhöhungen gewesen (Kanngieser / Bodenstein 1986).

Schmalgemeier (1989)weistzutreffend darauf hiru daß letztlich alle weiterenVerfahrenVariationen
eines mehr oder weniger indirekten Preisvergleichs sind; vielfach ergeben sich daher Über-
schneidungen und Mischformen.
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Im indirekten Vergleichswertverfahren werden Abweichungen (der wertbeeinflussenden Merk-
male der Vergleichsgrundstücke vom Zustand, des zu bewertenden Grundstücks) durch

- Zu- und Abschläge

- oder in anderer geeigneter Weise

berücksichtigt (§14Wertv 1988).Damitkann anderes Vergleichsmateriaf das den Anforderun-
gen de9 ,idealen* direkten Preisvergleichs nicht entspricht, aktiviert und ftir die Wertermittlung
verftigbar gemacht werden.

Der nächste Schritt besteht somit konsequenterweise dariry solches Datenmaterial ftir die
Ermittlung der Anfangswerte und der Endwerte heranzuziehen. In dieses Umfeld gehören die
,Verfahren der relatioenLagewerte<. Auteinen Ansatz des komplexen Modells, das ll,l cht (1982)vor-
gestellt hat, soll eingegangen werden. Die bodenwertbildenden Faktoren werden von Lucht ein-
geteilt in

- Nutzbarkeit des Grundstücks (Art und Maß der baulichen Nutzung Erschließungszustand),
- Beschaffenheit in tatsächlicher und (privatJrechtlicher Hinsicht (insbesondere Größe und

Form, Nutzungszustand, vorhandene Bebauung)
- Lagegualität (Verkehrslage, Nachbarschaftslage, Gesellschaftslage ...).

Nutzbarkeit und Beschaffenheit sind relativ sicher zu erfassen. Die Lagequalität ist demgegen-
über nur sehr bedingt einer objektiven, in Zahlenfaßbaren Einordnung zugänglich; ihr weidJn in
einem Rahmen Maßzahlen im Wege der sachverständigen Schätzung zugeordnet. Um Ver-
gleichspreise aus anderen Stadtgebieten verfi.igbar zu machery werden diJAbweichungen in
Nutzbarkeit, Beschaffenheit und Lagequalität durch einen qualifizierten Preisvergleich marktge-
rechi quantifiziert. Die Wertermittlung verwendet, soweit möglich, das gleiche Vergleichsmate-
rial fur die Ableitung des Anfangs- und Endwertniveaus: Die resultierende Ungewfuheit bei der
Ermittlung der Bodenwerterhöhungen ist in diesem Fall besonders gering (Lucht lgli).
In der Stadt Osterholz-Scharmbeck bietet sich die Maglichkeit, Preise aus anderery auch nur
indirekt vergleichbaren Innenstadtbereichen heranzuziehen, nicht. Die Sanierung umfaßt
nahezu das gesamte Scharmbecker Geschäftszentrum. Auch andere Orte im Landkreis Oster-
holz können schwerlich zumVergleich herangezogenwerden.Insofernkann eingroß angelegtes
vergleichendes Verfahren in Stadt und Landkreis nicht realisiert werden. Der Seitenvergleich in
Nachbarschaftsbereiche konnte teilweise bei der Ermittlung des Wertniveaus angewandt wer-
den (siehe Abschnitt 5).

Einige Ansätze drängen sich bei der Auseinandersetzung mit der Problematik der sanierungsbe-
dingten Werterhöhungen auf. Dazu gehörers wie dargelegt wurde, die direkten und indirekten
Preisvergleiche ftir die separate Ermittlung von Anfangs- und Endwerten. Die Möglichkeiten
sind im Einzelfall zu prüfen. Zwangsläufigergibtsich aber auch eineBeschäftigungmitderFrage,
wie sich die einzelnen Sanierungsmaßnahmen auf den Bodenwert auswirkten; sie ist, wenn auch
unterschwellig, bei der Wertermittlung immer zugegen. Von dieser Fragestellung entsprechen-
den plausiblen Ansätzen gehen Lappe (1984) und Röser aus. Röser hat das von ihm entwickelte
Verfahren nicht veröffentlicht; es wurde in der Stadtsanierung Soltau rlnnenstadt angewandt
und wird in der Int'ormationsbroschüre Nr.3 der Stadt Soltau beschrieben.

DieEinflüssewerdeninEinzelansätzen -prozenfual zum Anfangswert - geschätzt(innerhalb eines
Rahmens - der aus Modellrechnungen, anhand von Umrechnungskoeffizienten, aus Erfah-
rungssätzen ... abgeleitet wurde). Die sanierungsbedingten Werterhöhungen ergeben sich als
Summe dieserWerte. Lappe hatfürNeuwied einModell mitneunEinflußgrößenentwickelt: Art
der baulichen Nutzung Maß der baulichen Nutzung Erschließungszustand, Lage des Grund-
stücks, Grundstücksgestalt, Shukfur des Gebietes, Entwicklungsstufe, Ertragsverhältnisse, allge-
meiner Sanierungsvorteil (Erfassung restlichea kaum quantihzierbarerYorteile).
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Röser hat als Rahmen einen Kriterienkatalog mit zehn Einflußgrößen aufgestellt: Rechtliche

Neuordnung Durchftihrung von Erschließungsmaßnahmen, Verbesserung des Grunds-tücks-

zuschnittes,Verbesserung där Nachbarschaftslage, Stärkung der zentralen Funktiory Verbesse-

rung der Wohnfunktion, Verbesserung der gewerblichen Funktion, Verbesserung des Indivi-
duilverkehrs, Verbesserung des Fußgängerverkehrs, sonstige Vorteile. In diesem Rahmen sind

die Höchstwerte der eihzelnen Prozentsätze angegeben.

Lappe (1984) und, Schmalgemeier (1989) weisen darauf hin, daß derartige Verfahren zur Ermittlung
von Werterhöhungen aus Einzelfaktoren bei Erschließungsumlegungen angewendet werden.

Diese Verfahren zur Ermittlung des Umlegungsvorteiles haben sich in der Rechtsprechung ver-
festigt.

Die additivenVerfahren setzen voraus, daß die Einflußgrößenunabhängigsind und die Quanti-
hzierungzuverlässigund marktgerecht möglich ist (Scl malgemeier1989). Ü-berschneidungenbzw.
Korrelationen der Einflußgrößen ftihren bei diesen Verfahren zu fehlerhaften Ergebnissen.

Schmalgemeier (Igsg)hatvorgeschlageo die Einflußmerkmale nach folgenden Kriterien zu glig-

dern, Lagemerkmale (Verkehrslage, Nachbarschaft, Wohnlage, Geschäftslage),_strukfurmerk-
male I Ait der baulichen Nutzung (eventuell mit Lage zusammengefaßt), Maß der baulichen Nut-
zung (insbesondere GRZ, GEZ), Erschließungszustand, tatsächlich_e Eigenschaften (u-.a.

Zuschnitt, Größe, Frontlänge), gegebenenfalls umlegungsbedingte Einflüsse (Verkürzung der

Realisierung Kostenersparnisse).

Die Verhältnisse, die dem Wertermittlungsmodell Lappe (1984) zugnnde liegen, können auf
Osterholz-Scharmbeck nicht übertragen werden.

Ansätze des Rahmens, der fur die Sanierung Soltau entwickelt worden ist (Röser), wurden unter
Berücksichtigung der Verhältnisse in Osterholz-Scharmbeck in der Vorbereifungsphase ver-

gleichend herangezogen.

Die vorgestellten indirekten Wertermittlungsverfahren stimmen darin übereiry daß bei ihrer
Anwendlng eine Schätzung innerhalb eines Schätzungsrahmens durchzuftihren ist. Einen Rah-

men setzt auch das »Modell Niedersachsen« voraus.

Dieses Modell hat den Charakter einer breit angelegten Systemlösung. Mit der landesweiten
Datensammlung hat das Verfahren (Klassifizierung und Analyse) eine organisatorische Grund-
lage.

Das Verfahren wurde im Vergleich als das den hier vorliegenden Gegebenheiten am besten ent-

sprechende ftir die Ermittlung der sanierungsbedingten Werterhöhungen ausgewählt. Dies

behifft auch die Kenndaten des Sanierungsverfahrens und ihre Relation zu der der Analyse
zugrunde liegenden Stichprobe worauf in anderen Zusammenhängen hingewiesen wird.

3 Klassifikationssystem des »Modells Niedersachsen<<

Das Klassifikationssystem ist eine Konvention, die dieBasis für den überregionalenVergleich im
,Modell Niedersachsen* bildet. Der Vergleich ist indirekt. Abweichungen in den wertbeeinflus-
senden Merkmalen

- in den Sanierungstatbeständen und
- im Niveau des Bodenwertes

sind, nach Maßgabe der aktuellen Analyse Bodenstein (1988) zu berticksichtigen. Die Einfluß-
größe ,Bodenwert*, die sich auf das Anfangsniveau bezieht, ergibt sich durch Wertermittlung.
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Die Einflußgröße ,Sanierungstatbestände* bedurfte einer Absprache, da ftir sie ein gängiges und
hinreichend exaktes Wertesystem noch nicht existiert hat. Um in einem solchen normierten
System, wie es der niedersächsische Bewertungsrahmen darstellt, die Sanierungstatbestände zu
quantifizieren, sind zwei Schritte erforderlich (Oelfke 1983, r9B4):

- eine Erfassung der Sanierungstatbestände,

- eine wertende Einsfufung in die Rahmenskala (Klassifizierung).

DasKlassifikationssystemistvon Oelfkekonzipiertundveröffentlicht(t9a3,1984)worden.Eine
weitergehende Unterteilung (zehn statt fiinf Klassen) und Konkretisierung der Zuordnungs-
merkmale haben die Grundstruktur nicht verändert (Brill 19s6, Kanngieser /Bodenstein ISBS).

Das System besteht aus je einem Rahmen ftir städtebauliche

- Mißstände und

- Maßnahmen.

DieRahmen sind invierKomplexeunterteilt,die so gewähltwurden, daß sie untereinandermög-
lichst unabhangig (diskret) sind, während sie in sich möglichst hoch korrelierte Einzelmerkmale
ansprechen ( O elfk e 19 8 3). D ie G liederungsbegriffe

- Bebauung
- Shuktur,
- Nutzung
- Umfeld

haben - zur Beschreibung von Ursachen der sanierungsbedingten Werterhöhungen - Eingang
in die Verwalfu ngsvorschrift en gefu nd en (W -B auGB, N r. 223.3).

Die Komplexe sind jeweils in zehn Klassen (nach Art einer ,Schulnotenskala*, Oe lfke 1984) unter-
teilt Bereits Oelfke (1983) hatte den Klassen Beschreibungen der Tatbestandsmerkmale zugeord-
net.Kann§eser undBodenstein (1985)haben die Klassenbeschreibung durch weitere Merkmale ver-
dichtet, um die Klassifizierung zu erleichtern.

Die Parameter ,Mißstände* (Mi) und ,Maßnahmen* (Ma) sind als arithmetische Mittel der Klas-
senwerte aller vier Komplexe definiert. In die Analyse geht das Produkt Mi x Ma als Einfluß-
größe ein.

DerRahmen stellt das wesentlicheBindeglied des Modells, diegrundlegendeVereinbarungdar,
sehr differenziert - insgesamt 80 Klassen (Mi und Ma je vier in zehn Klassen unterteilte Kom-
plexe) was bei einer derartigen Vielfalt von Tatbeständeru die die Sanierung beinhalte! ange-
messen erscheint. Er ist gleichwohl übersichtlich angelegt.

In dem Benotungssystem von jeweils zehn Klassen kann zwischen minimaler und maximaler
Auswirkung (auf den Bodenwert) interpoliert werden. Selbst wenn die Endpunkte der Skala
(Minimum und Maximum) exakt definiert wären, ist der Vorgang der Interpolation, des Ein-
schätzens der Intensität der Auswirkungen in ihrer Komplexität nicht rechnerisch abstrakt
durchzuführen. Im aktuellen Rahmen des ,Modells Niedersachsenu ist ftir jede Klasse ein typi-
sches Merkmal stichwortartig beschrieben. Der Rahmen enthält für jede Klasse also drei hierar-
chisch gegliederte Argumente,

- die Zuordnung zu den Mißständen oder Maßnahmen,
- die Zuordnung zu den Komplexen Bebauung Shukfur, Nutzung Umfeld,
- die Angabe der typischen Klassenmerkmale.

80 Klassen sind derart mit Stichwortangaben belegt; hinter fast jedem Merkmal sind noch
andere, gleichrangige angegebeo und selbst damit sind die Tatbestände die eine der 80 Klassen
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Abb.3: Aus Bodenstein (1988)



beinhalten, noch nicht abschließend beschrieben. Es sind Akzente gesetzt. Das Bündel von Maß-
nahmen zur Umfeldverbesserung das sich der Klasse 9 zuordnen läßt, kann auch in anderen
Klassen beschriebene Merkmale (2.B. Schaffung von Parkplätzen - Klasse 8 -, Ausbau eines
Radweges - Klasse 4 -) beinhalten.

Das überschaubar gegliederte Klassifikationssystem ist weniger einfach, als es den Anschein hat
und als es wohl zu Beginn konzipiert war. Es bedarf, wie die Erfahrung gezeigt hat, außer der
Merkmalsbeschreibung in den Klassen zusätzlicher Kommentierungen.Bodenstein (1988)hatzur
Klassifizierung weitere Erläuterungen und Hinweise fur die Praxis gegeben. Probleme und Miß-
verständnisse waren auch bei der Vorbereitung der Wertermittlung in Osterholz-Scharmbeck
aufgetretery zum Beispiel:

Ein Eigentümer hat durch Baumaßnahmen (Modernisierung oder Neubau) wesentlich zur heuti-
gen Attraktivität der Umgebung beigehagen. Wenn dies zu einer höheren Einsfufung seines
Grundstücks unter ,Maßnahmenu im Komplex ,Bebauungu ftihren würde, wäre der Eigenttimer
fur seine Investitionen zusätzlich noch mit einem höheren Ausgleichsbetrag belastet (derjenige
der unter gleichen Voraussetzungen nicht investiert, hat ein G rundstück mit einem entsprechend
niedrigeren Endwert). Maßgebend ist, wieBodenstein (1988) zutreffend feststellt, die Bebauung der
näheren Umgebung, nicht des Grundstücks selbst.

Die Komplexe im ,Modell Niedersachsen« sollen - wie die Einzelfaktoren bei den additiven Ver-
fahren - in derWeise präzise definiert seiru daß keine Überschneidungen aufheten. Die (verkürz-
te) Bezeichnung der Komplexe gibt nafurgemäß eine genaue Abgrenzung nicht her. Was z. B. in
diesem Zusammenhang unter denBegriff»Nutzung« zu subsumieren ist zeigtersteinBlickin die
Merkmalsbeschreibung der Klassen und eventuell zusätzliche Erläuterung außerhalb des Rah-
mens.

Probleme gab es bei der Unterscheidung zwischen den Komplexen

- Bebauung - Nutzung
- Shuktur - Umfeld.

Die Erschließung ist z. B. zwei Komplexery Strukfur und Umfeld, zugeordnet worden. Die Fragen
wurden in der Vorbereifungsphase geklart (im Ergebnis übereinstimmend mit den Hinweisen
von Bodenstein (1985) zur Klassifikation).

Der wertenden Klassifizierung vorgeschaltet ist, wie dargelegt wurde, als erster Schritt dieErfas-
sung der Sanierungstatbestände (dies gilt grundsätzlich ftir alle Klassifikationsmethoden). Das
Klassifikationssystem enthält beschreibende Angaben. Die Merkmale sind nach dem Gesichts-
punkt der Intensität der Auswirkungen auf den Wert gegliedert - ein Werhaster. Es ist aber kein
Erfassungsrahmery in dem die Einzeltatbestände systematisch zu erfassen und darzustellen sind.

über das Verhältnis von Erfassung und Klassifikation nachzudenkery könnte in einem derart
komplexen System weiterführen und die Anwendungen in der Praxis vereinfachen. Bodenstein

(1988)hatvorgeschlagery zumindest in problematischen Fällen die Subsumtion zu dokumentie-
ren undzu einer Synopse aufzubereiten. EinBedarf scheintindieserHinsichtnochvorhandenzu
sein.

Die Erfassung kann ausführlich beschreibend dargestellt werden, z. B. in einem Gutachtery oder
in schematisierter Form (Tabelle), z.B. bei Massenbewertungen. Für die Erfassung in Osterholz-
Scharmbeck wurde eine Gliederung der städtebaulichen Merkmale entwickelt(.,{bbildunsn), die
eine systematische tabellarische Erfassung und Beschreibung der Sanierungstatbestände
ermöglicht. Sowohl die die Ausgangssifuation kennzeichnenden Mißstände als auch die Sanie-
rungsmaßnahmen können damit aufgenommen werden. Für die Richtwertermittlung jedenfalls
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Einflußbereiche Bodenwert- Städtebaullche Merknale; die Beurteilung bezieht
bildende sich auf ein aktuelles städtebauliches Leitbild,
Faktoren keine früheren oder heutj-gen fdealvorstellungen
( Lucht* )

1. InfrastrultrE.
ErgctrUe8ung

f.r stiÄää", c;;., 1.1.1 hnenstadt Lagequalltät Eunktionsfählgtelt tler ilbelgeordneten Erschlleßung
PIätze

1.1.2 Ouärtie! Lagequalltät'1.1.2.1 Funktionsfähigtett de! örtllchen Erschlleßung

1.'1. 2. 2 Stölende VerketEselnwilkungen

1.1.2.3 Etschelnungsblld der Anlagen (z'B' stlaßen unit
Platzräuue), Attlaktivlttt

1.1.3Grundstück Nutzbalkelt GrundssttlckszugängUchielt

1.2 parkierungsanlagen- 1.2.1 Innenstadt Lagequalität Parkplatzangebot
.Parkstreifen, Park-
plätze, parkdecks, 1.2.2 Quartier tagequalität Parkplatzangebot
Tiefgaragen

1.3 Grünarllagen, 5pie1- Quartier Lagequalität Ausstattung
p1ätze, Irnmlsslons-
schutzanlagen

1.4 Abrasselbeseltlgungs- Grundstlick llutzbalkelt Ausstattung

l.5sonstlgelnfraatruktur- Imenstadt LagequalLtät Ausstattung
ein!ichtugen-
GeDelnbeda!f

2. El.reEtrulrtur
ä. r iigqiu'""trurtu. 2. 1 . 1 Qualtler Nutzbarkeit ll"fiffiri:i :if3r]:"":3"9:3:":L

Nutzung ile; Glundstücls untl Eelnes
Uufelales

2.1.2Glundstttck Nutzbarkeit GrundstüctszuschnlttinHlnbllck
Beschatfenheit auf eine angeuessene Nutzung des

Gruntlstilcls

;:;-N;;;;;;;;;;;;;;----------;;;i;;----;;;;;;;il;;--------A;;;;;;;;;;;-;ilii;k-;;;-----;ili;;------
Beschaffenheit eine situationsqerechte Ver- ode!

tellung Geschäftslase/
Zentruuslage/
Altstadtlage

oder
gonstige f,age

2.3 Verdj.chtung 2.3.1 Quartier Lagequalität Maß der Nutzung in Hinbl-ick auf
Beschaffenheit eine situationsgerechte Verdj-ch-

tung

2.3.2 Grundstück Lagequalität situationsgerechte Ausnutzung des
Beschaffenheit Grundstücks

2.4 Bausubstanz *** 2.4.'l Quartier Lagequalität Bausubstanz in Hinblick auf Wohn-,
Beschaffenheit Geschäftslage oder sonstige Lage

(Stadtbild) und situationsgerechte
Nutzung

2.4.2 Grundstück tagequalität Bausubbtanz im llinblick auf situa-
Beschaffenheit tionsgerechte Nutzung des Grund-

stücks, Einfluß auf den Bodenwert

* Lucht: Bodenwertermittlung in Sanierungsgebieten, ZfV 1982, 5.232
*i Sowei-t Werterhöhungen aufgrund von Maßnahmen, für di-e Beiträge nach § 6 NKAG zu erheben sind,

berücksichtigt werden so}len (siehe VV-BauGB, Rd.Erl. d. MS v. O2.O5.1988, Nds. llBl. S. 547)
*t* Bodenwerterhöhungen, die der Eigentümer zulässiqerweise durch eigene Aufwendungen für bauliche

Maßnahmen bewirkt hat, sind nicht zu berücksichtigen

Abb. 4: Erfassungsgliederung (Osterholz-Scharmbeck)
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dürfte eine solche tabellarische Dokumentation ausreichend sein. Die ftir den zu bewertenden
Bereich erfaßten Sanierungstatbestände wurden im Rahmen des ,Modells Niedersachsenu klas-
sihziert, zum Beispiel:

- Grundsttickszugänglichkeit wird dem Komplex »Shuktur«, die örtliche und übergeordnete
Erschließung mit anderen Mißständen bzw. Maßnahmen zusammen einer Klasseäes Kom-
plexes rUmfeld* entsprechend der werhelevanten Auswirkung zugeordnet.

Trotz des engen Rasters ist die Klassifizierung kein schematischer Vorgang sondern eine Wer-
tung: Im Vergleich strukfuriert sich das anfangs noch diffuse Bild, die Vielfalt formiert sich, die
Gegebenheiten des örtlichen Marktgeschehens ordnen sich im System der Klassifikation. Die
Praxis stellt sich ein. Im Rahmen der sachverständigen Abwägung entwickeln sich, aus Erfah-
rungswerten und durch Interpolatiory Ansätze ftir gewisse Tatbestände, die der feinen Abstim-
mung und Binnendifferenzierung der Merkmale im Klassifikationssystem dienen.

Bisher wurde vorausgesetzt, daßdie Magnahmen aufBeseitigungaller städtebaulichenMigstände
gerichtet sind und - nach dem Verständnis von Stadterneuerung - darüber hinausgehen kön-
nen:

MiSMa

(Kanngieser / BodensteinlgS5-1,Brill1984; Oelfke (1983) zeigtdie Möglichkeitau$. Nach denVerwal-
fungsvorschriften zum Baugesetzbuch (W-BauGB,Nr.202.5.4),isteszur,Behebung* nichterfor-
derlich, daß alle städtebaulichen Mißstände beseitigt werden. Mit

Mi>Ma

könnte sich im Exhemfall folgende Sifuation ergeben:
In zwei Bereichen (A und B) sind Maßnahmen gleichen Umfangs durchgeführt worden; in A sind
mit diesen Maßnahmen die Mißstände vollständig beseitigt wordeo in B, wo die Mißstände
erheblich grOßer sind (2. B. ungünstige Verkehrssituatioru Lärmbelästigung wenig Parkmöglich-
keiten in enger Innenstadt), nicht annähernd. Die Mißstände sind also in A größer als in B anzu-
setzery Maßnahmen in A und B gleich. Damit ergibt sich aufgrund des Ansatzes ftir A eine grö-
ßere sanierungsbedingte Werterhöhung als ftir B, obwohl noch erhebliche tvtißstande (Verkehr,
Lärm) geblieben sind. Das Resultat ist nicht plausibel.

Die Praxis zeigt, daß man bei der Einstufung der Mißstände die Maßnahmen nicht aus dem Auge
verlieren darf. Wo die Sanierung nichts oder zu wenig ausrichtet, darf die Wertermittlung nicht
zu unangemessenen sanierungsbedingten Werterhöhungen fi.ihren. Auch noch nicht realisierte
Werterhöhungen sind in Behacht zu ziehen (W-BauGB Nr.228.3.4); eventuell sind (in einer Ein-
zelwertermittlung) zum Wertermittlungsstichtag Pionierabschläge zu berücksichtigen.

Ein pragmatisches Vorgehen dürfte auch der Anwendungspraxis entsprechen: Bei der Einsfu-
fungderMißstände erweistes sich gelegentlich als zweckmaßig dieKlassenbeschreibungendes
Maßnahmerahmens interpretierend heranzuziehen. Dieser Rahmen erscheint auch konkreter
gefaßt, was naheliegend ist, da Vorgänge (Maßnahmen - Bau eines Fußweges, einer Straße) sich
anschaulicher beschreiben lassen als Zustände, Befindlichkeiten (Mißstände - Verkehrssitua-
tion verbesserungsbedürftig).

Die Parameter frir Mißstände wie Maßnahmen werden jeweils in einem eigenen Rahmen ermit-
telt. Die Trennung zwischen Mißständen und Maßnahmen sollte jedoch nicht überstrapaziert
werden. Es ist davon auszugehen, daß Mißstände und Maßnahmen hoch korrelierte Parameter
sind. Bei der Bodenrichtwirtermittlung in der Scharmbecker Innenstadt (die allerdings auf
Zonen bezogen pauschaler angelegt ist als eine differenzierte Einzelwertermittlung außerdem
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einVerfahren derfrüherenGenerationbekifft) kamenUnterschiede inderEinsfufungkaum zum

Tragen. Die Unterscheidung hat ihre Berechtigung; ihre Bedeutung sollte jedoch relativiert wer-
deridamit der Blick ftir wesintliche Zusammenhänge zwischen Mißständen und Maßnahmen,

soweit sie ftir den Wert relevant sind, nicht verstellt wird. Die Beziehung zwischen Mißständen

und Maßnahmen müssen bei der Wertermiftlung in Behacht gezogen werden.

Es ist auch zu bedenkeru daß derErfolg der Sanierungnichtnurunmittelbar aufgrund von Sanie-

rungsmaßnahmen eintritt, sondern daß die Sanierung auch Anstöße zu Umstrukfurierungs- und
Ernäuerungsprozessen gibt, möglicherweise sogar in einem Ausmaß das über die Beseitigung

der Mißstände hinausgeht (W -B auGB, N r. 20 2.s.3).

4 Analyse

Die Auswerfung der Stichp robehat alsZielgröße die sanierungsbedingte Bodenwerterhöhung
also einen Werfunterschied. Wertdifferenzen sind um so sicherer zu bestimmeru je stärker die

Ermittlung der Ausgangswerte (hier Anfangs- und Endwerte) miteinander verknüpft, korreliert
ist (Lucht tbail. Der Vergleich von Wertdifferenzen bietet gegenüber der gehennten Ermittlung
der Anfangs- und Endwerte einen höheren Grad derVerknüpfung; dieWertdifferenzen,alsZiel-
größe der Auswertung sind damit sicherer abzuleiten.

Bodenstein (IIAB) hat die akfuelle Stichprobe mit 22lRealisierungen in einer multiplen Regres-

sionsanalyse nach dem von Brill 09a4, ß86) entwickelten Modellansatz ausgewertet. Die Ana-
lyse ergab als optimale Regressionsfunktion (Bodenstein 1988):

E-or5: L,4039 - 0,2194 x (A)-o'* - 0,701,3 x (Mi x Ma)o',ts

Bodenwerterhöhungen E [%],

Anfangswert A [IO-'?DM / m'],

Mißstände Parameter Mi [10-1],

Maßnahmen, Parameter Ma [10-'].

Dieses Analyseergebnis wurde der Ermiftlung der sanierungsbedingten Werterhöhungen
zugrunde gelegt.

Die Stichprobe und deren Auswerfung spiegelt die die sanierungsbedingten Werterhöhungen
beheffenden Verhältnisse im Untersuchungsgebiet Niedersachsen wider. Ausgleichsbeträge
bilden sich nicht am freien Markt. Sie sind auf dem (mehr oder weniger langen) Umweg über
Anfangs- und Endwerte - und deren Berücksichtigung etwa in die Festsetzungspraxis - am

Markt orientiert, somit auch die niedersächsische Stichprobe der Vergleichsdaten ftir sanie-

rungsbedingte Werterhöhungen. Bei der Erhebung von Ausgleichsbehägen ist die Interessen-
lage erfahrungsgemäß nicht immer so konträr, wie zunächst anzunehmen wäre: Nach dem Urteil
des OVGLäneburgoom30.10.1986 (6 OVG A32/ si)kann es derGemeinde nichtverwehrtwerderu
im Rahmen der Ermiftlung des Ausgleichsbehages die mit der Ermittlung des Verkehrswertes
notwendig verbundene Ungewißheit durch vorsichtige, an der unteren Grenze desVertretbaren
heranreichende Veranlagung aufzufangen. Auch solches Verhalten dürfte sich im Datenkollek-
tiv niederschlagen. Die Stichprobe repräsentiert zugleich ein durchschnittliches Verhalten. Der
bekeffenden Grundgesamtheit gehört auch die Sanierung,scharmbecker Innenstadt" an.
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5 Wertermittlung, Anwendung der Analyseergebnisse

Das Sanierungskonzept ist in der Scharmbecker Innenstadt weitgehend realisiert (siehe
Abschnitt 1). Die sanierungsunbeeinflußte Sifuation ist in diesem Stadium des Verfahrens nur
noch schwer vorstellbar. Diese ist aber maßgebend ftir den Bodenpreis im allgemeinen Verkaufs-
fall. Die Verkagspartner haben den sanierungsbedingten Zustand vor Augen, die Nutzungs-
möglichkeiten und Lagevorteile, die neue Infrashukfur und Erschließung die die Sanierung
gebracht hat. In anderen Fällen hat die Preisbemessung vom Endwertniveau auszugehen. Ei
besteht ein Spannungsfeld zwischen Fiktion (sanierungsunbeeinflußt) und Realität (wii sich das
Grundstück tatsächlich nach dem Stand der Sanierung darstellt). Hinzu kommt als weitere
Schwierigkeit, daß die Bodenpreise im Sanierungsgebiet überwiegend nicht direkt miteinander
vergleichbar sind. In dem relativ kleinen Gebiet der Innenstadt ergeben sich ganz erhebliche
Unterschiede in der Lagequalität, derBeschaffenheitund derNutzbarkeit. Auf engemRaum sind
Wohnlagen und Geschäftslagen anzuheffery Kerngebiet, Mischgebiet, allgemeines Wohnge-
biet, G eschoßflächenzahlen von Q4 bis 3,0. Die Anzahl der Verkaufsfälle, die zum Vergleich här-
angezogen werden könnery ist zudem relativ gering.

Es gab allerdings im Laufe des Verfahrens einige markante Vergleichspreise (darunter auch
solche, die am Endwertniveau orientiertwaren); siekonntenzurErmittlungderBodenrichtwerte
herangezogenwerden.ln derlnnenstadtwarenseitvielenlahren differenzierte Richtwerte ermit-
telt und anhand der Vergleichsfälle kontinuierlich der Marktentwicklung angepaßt worden. Im
Sanierungsgebiet bezogen sie sich auf das Niveau der Anfangswerte, wobei, wie dargelegt
wurde, die Sanierung sich immer mehr auf die Preisentwicklung auswirkte. Auch bei den Mieten
ist ein entsprechender Zusammenh ang zu unterstellen.

Es schien nach dem Verfahrensstand angebracht, bei der Wertermittlung von dem sich in den
Kaufpreisen abzeichnenden Endwertniveau auszugehen (die sich nach dem,Modell Nieder-
sachsen* ergebenden Wertdifferenzen, die auf den Anfangswert bezogen sind, waren entspre-
chend zu transformieren; die Wertdifferenzen werden als Prozentsätze angegebeq die sich auf
den Anfangswert beziehen).Oelfke (1983) weist darauf hin,,daß es selbstverständlich gleichgültig
ist, welcher Wert (A oder E) bestimmt wird* als Ausgangswert. »Die Praxis kann im Einzelfall
sowohl ftir die Bestimmung des Anfangswertes oder des Endwertes sprechen, je nachdem ob
sich die vorhandenen Vergleichsfälle besser auf das untere oder obere Niveau beziehen lassenu.

Die Mieten, die in den Geschäftslagen erhoben worden wareo konnten zur Abschätzung der
Lagedifferenzierung herangezogen werden (Erdgeschoßrohmieten), nicht jedoch zur Ableitung
des absoluten Bodenwertniveaus (2.B. entsprechend der Analyse Schmalgemeier 1977), d,a nicht
genügend Vergleichsfälle vorlagery um die Abhängigkeit auf dem örtlichen Grundstücksmarkt
hinreichend sicher zu bestimmen.

Die frühere Planung gibt in der Scharmbecker Innenstadt kaum etwas daftir her, was mit der
damaligen Realität hätte in Einklang gebracht werden können. Es wurde darauf verzichtet, die
Bodenrichtwerte, die auf das Anfangswertniveau bezogen sind, mitAngaben über ArtundMaß
der baulichen Nutzung zu belegen. Diese Bodenrichtwerte - Anfangswertniveau - sind im übri-
gen in einer Liegenschaftskarte 1:1000 dargestellt, die den allgemeinen Charakter der Grund-
stücksstrukfur und die Bebauung im Anfangsstadium der Sanierung erkennen läßt.

Für einige Wohnbauflächen im Randbereich des Sanierungsgebietes boten sich für Werte und
fiir Entwicklung von Zustand und Werten Quervergleiche mit anderen (nicht sanierten) Gebie-
ten an; das ,Modell Niedersachsen* wurde unterstützend herangezogen.

Nachzutragen zur Bodenrichtwertermittlung sind einge Anmerkungeo die die Beihäge ftir
Abwasserbeseitigungsanlagen beheffen. Der Behandlung dieser Beikäge in der Wertermittlung
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liegt eine diffizile Problematikzugrunde, die in diesem Zusammenhangnicht abschließend dar-

zustellen ist. DieseBeihäge -.,acf,§ O desNiedersächsischenKommunalabgabengesetzes - sind

in der rscharmbeckerlnrienstadt* noch zu erheben. Sie zählen zu den anrechenbarenLeisfungen

nach s 1s s Abs. 1 Nr. 2 B auGB. Die Verwaltungsvorschrift en zum Bundesbauge setz W -B auGB,

Nr.ZiA.s.A schließen die Möglichkeit nicht aus, daß Leistungen nach §t55 Abs'1Nr'2 BauGB

ihre Anrechnung (statt absch"ließend bei der Bemessungder Ausgleichsbehäge) bereits bei der

i.*rttf""JJ", Äifungr- und Endwerte erfahren: ,Grundsätzlich ist es auch zulässig diese. Lei-

rtr"ä"" UEr a"r Feststelung des Anfangs- unddes Endwertes nach § 154 Abs.2 unberücksichtigt

zu lassen. Dies ist vor a[ä deshalb äinnvoll weil Bemessungsgrundlagen ftir Beikäge n3ch

s 6 NKAG in einer Beziehung zur tatsächlichen Nutzung des Grundstückes steheru während bei

ä"rno".t 
""ng 

des Endweries nur der Grundstücksweit ohneBerücksichtigung derBebauung

oder tatsachhÄen Nutzung anzusetzen ist.* (vergleiche auch Ernst/Zinkahn/Bielenberg, §lss

Anm.12).

Im vorliegenden Fall wurde in der Weise vorgegangen, daß diese Leistungen - bei sanierungsbe-

äi;gi;;\fr;;tohöhr.,g"n und Endwert".r - irlb"rl"ksichligtblieben.Dies istbei den speziellen

C"ä"ü""t "it* in der Sanierung "scharmbecker 
lnnenstadt*, die vor dem Abschluß steht ange-

brachb (Bodenstein (rgsil) gibtdil Naagli"hkeiten an, die Leistungen-im Anfangswert ",u berück-

;ü;;ä;;;;l;;t"td"hugtzuhäen.EserschienindiesemVerfahrenbeidemdieErhebung

Abb.S: Karte der Bodenrichtwerte auf dem Niveau der Anfangswerte im Sanierungsgebiet

,Scharmbecker Innenstadt* (Verkleinerung).
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,\bb.6: Karte der Bodenrichtwerte auf dem Niveau der Endwerte (verkleinerung).

der Beiträge noch aussteht, nicht angebracht, diese Leistungen in die Ermittlung sanierungsbe-
dingter Werterhöhun-gen einzubeziehen (damit sie anschließend auf den Aisgleichsbätrag
angerechnet - das heißt von ihm abgezogen - werden). In die Legende der Karte dei Bodenrichtl
werte, die sich auf das Endwertniveau beziehery wurde darauf hingewiesen.

Die Einteilung der Richtwertzonen im Sanierungsgebiet ist ein Problem ftir sich, auf das in die-
sem Zusammenhang nur am Rande eingegangen werden soll. Die Abgrenzung dient(neben den
ande_ren Angaben der Richtwertkarte) einer - generalisierten - Beschreibungter Wertshukfu-
ren. Sie vermittelt allerdings den Eindruck von Sprüngen im Wertgeft.ige wo im allgemeinen tat-
sächlich ein mehr oder weniger starkes Wertgefälle vorliegt. Es ist keinäneue Erfahiung daß sich
daraus Fehlinterpretationen ergeben können. In einigen Fällen mit krassen Wertunteischieden
zwischen Vorderland und Hinterland, wo geringftigige Abgrenzungsänderungen rechnerisch
erhebliche Wertänderungen zur Folge haben, muß die Wertermittlung einer Einzelbewertung
der differenziertenVerhältnisse vorbehaltenbleiben; hierwurde die Zone nichtabgegrenzt, sonl
dern nur eine ,Isolinie* im Bodenwertgefälle angegeben. Bei der Zoneneinteilung istäie überla-
Serungverschiedener Skukturenzubeachten, die sich wechselseitigbeeinflussen und sich insbe-
sondere auch auf die Bodenwertskuktur auswirken: Eigentumsstruktur, Planungsstruktur,
Strukturery wie sie aufgrund einer sanierungsunbeeinflußten Entwicklung des Gebietes anzu-
nehmen sind, Shukturen nach der Sanierung. Nicht zuletzt spielen bei der Einteilung auch prak-
tische Gesichtspunkte eine Rolle, z. B. der,daßdieZonenabgrenzungenftirBodenrichtwer[e des
Anfangs- und Endwertniveaus, wo es sinnvoll und verhetbar ist, soweit übereinstimmen, daß
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sich keine unbeabsichtigten Uberschneidungen, Splisse ergeben (fur die besonders die Dif{erenz

zwischen Endwert und Anfangswert als sanierungsbedingte Werterhöhung fur die Bemessung

des Ausgleichsbehages zu ermitteln ist).

Nach denVorbereitungsarbeiten wurde die Bodenrichtwertermittlung ftir das Sanierungsgebiet

im Gutachterausschud enbprechend der Schwierigkeit und Tragweite eingehend beraten -
zunächst im kleineren Kreis, dann im Plenum; der Beschluß über die Bodenrichtwerte im Sanie-

rungsgebiet wurde in der regulären Richtwertsitzung (zusammen mit den anderen Richtwerten

auch auf den 3'1..12.7988 bezogen) gefaßt.

Uber die Bodenrichtwertermittlung im Sanierungsgebiet wurde in einem Abschnitt des Grund-

stäcksmarktberichtes 1rg88 - auchhit einigen Informationen zum Verfahren - berichtet.

6 Ergebnisse

Für die Bodenrichtwertermittlung im Sanierungsgebiet ergeben sich folgende zusammenfas-

sende Daten:

Gesamtflache des Sanierungsgebietes

G esamtflache der Richtwertzonen

Summe der Anfangswerte nach Maßgabe der
Bodenrichtwerte bezogen auf die Gesamtfläche
der Richtwertzonen

Sanierungsbedingte Werterhöhung nach

Maßgabe der Bodenrichtwerte bezogen auf
die Gesamtfläche der Richtwertzonen

Maximale Werterhöhung nach Maßgabe der
Bodenrichtwerte

Das ,Modell Niedersachsen* ergibt in der akfuellen V eßion (Bodenstein l9i8)beieinem mittleren

Anfangswertvon rund 3oo,- DM / m'eine durchschnittlicheBodenwerterhöhungvonetwa 8%;

direkt 
-vergleichbar 

ist dieser Wert mit dem ftir die ,scharmbecker Innenstadt* angegebenen

allerdings-nicht, da Durchschnittswerte im Modell den Absolutwerten (Werterhöhungen und

Anfangiwerte auf die Gesamtfläche der Richtwertzonen bezogen) gegenüberstehen.

AbbildungT veranschaulicht die Bodenrichtwertermittlung im Zuge einiger Hauptgeschäftsstra-

ßen als Äb*i"kl.rngrprofil. Die Darstellung zeigt die Abwicklung der Einstufungen quer durch
die ,Scharmbeckeilnnenstadt* entlang der Straßen. Die Komplexe haben - entsprechend den

Maßnahmen - recht unterschiedliche Auswirkungen auf den Bodenwert. Der Komplex,Umfeld
(Verkehr,Infrastruktur)* entwickelt sich vom Randbereich der Innenstadtrelativ stetig zurMitte.
Am Markt - Schwerpunkt der Sanierungsmaßnahme - sind auch die höchsten Einstufungen in
den anderen Komplexen konzentriert. Im Komplex ,Struktur* wirken sich unter anderem

Grundstückszugänglichkeit und stellenweise Verbesserung der Grundstücksstruktur aus

(durch freihändigen Ankauf und Tausch).

Die Charakteristik der Sanierung wird erkennbar.

-1,31,000 m2

67 OOO m2

15,5 Mio. DM

7 ,20/o

rd. 3 00/0.
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Abbildung a stellt dieVerteilung von Mißständen und Maßnahmen in deneinzelnenKlassen dar.

Das ,Modell Niedersachsen* ist ein anerkanntes Verfahren zur Ermittlung sanierungsbedingter

Werterhöhungen. Das Verfahren hat sich in der ,scharmbecker Innenstadt" bewährt und zu

plausiblen Ergebnissen geftihrt.
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50 |ahre Katasteramt Wolfsburg
Von Gernot WEISS

Am 1.3. 1989 konnten die e z Mitarbeiter des Katasteramtes Wolfsburg auf das Sojährige Beste-
hen ihrer Behörde zurückblicken.

DieGrundsteinlegung des Volkswagenwerkes am 26.5.1938 war zugleich die Geburtssfunde
der heutigen Stadt Wolfsburg. Das Werk und die entstehende Stadt ligen im Gebiet des Land-
kreises Gifhorn. Das zuständige Katasteramt dort war personell und gerätetechnisch nur für
Arbeiten in einem IändlichenBezirk ausgestattet. FürdieBeheuungderriesigenBaustelle, als das
sich StadtundWerkzunächstdarstelltery wurde inGifhornam Schillerplatz einebesondereVer-
messungsgruppe eingerichtet. Diese wurde täglich mit dem Autobus in das Gebiet östlich Fal-
lerslebens gefahren.

Diese Lösung erwies sich schnell als wenig praktikabel und höchst unvollkommen. So wurde
durch Erlaß des Preußischen Finanzministers, dem das amtliche Vermessungswesen damals
unterstand, mit Wirkung vom 1. j.1939 in der »Stadt des KdF-Wagens* das eiste ,preußische
Neumessungsamt« eingerichtet. Im Sommer 1939 erfolgte der endgültige Umzug der Vermes-
sungsgruppe aus Gifhorn an ihren eigentlichen Tätigkeitsort.

Eingerichtet wurde die neue Behörde in einer langen Massivbaracke am Bullenberg. Schräg
gegenüber arbeitete die stadfuerwaltung in einer gleichen Behelfuunterkunft.

Von Anfang an war es ein großes Problem, an dieser Stelle das nötige Fachpersonal zusammen-
zubekommen. Die nächsten großen Städte lagen gewollt weit entfeint Die benötigten Arbeits-
kräfte wurden im ganzen Reichsgebiet angeworbän oder zur Arbeitsleisfung r"rffli"ht"t.
DieVermessungsstelle verftigte Ende 1939iber TSMitarbeiterunter Leifungdes Regierungsver-
messungsrates Willi Bonczek für eine Baustelle von rund 3okm,.

Die auch ftir die damalige Zeit ungewöhnliche Zusammenarbeit zwischen städtischer Verwal-
tung-und dem staatlichen Neumessungsamt wurde am 30.5.1940 durch einen Verhag schrift-
lich festgelegt.

Der 2.Weltkrieg unterbrach die Aufbauarbeiten. Das Material wurde knapper und das meiste
Personal wurde zum Kriegsdienst eingezogen, so auch der Leiter des Neumessungsamtes.

L945 wurde als Leiter der Regierungsverrnessungsrat Baltin ernannt. Im selben Jahr wurde auf
Befehl der britischen Besatzungsmacht die,stadt des KdF-Wagens« nach dem alten Schloß- und
Gutsbezirk der Grafen von der Schulenburg in,Wolfsburg* umbenannt. Im Volkswagenwerk
begann wieder eine sich immer steigernde Produktion und die Bevölkerung wuchs an durch
Arbeitssuchende und Flüchtlinge aus den Ostgebieten.

Von 1950 bis tgSZ leitete der Regierungsvermessungsrat Nause das Neumessungsamt. Dies
wurde am L7.71'.1951 in Katasteramt Wolfsburg umbenannt, nachdem die Auskreisung der
Stadt aus dem Landkreis Gifhorn erfolgt war.

Um das Katasteramt aus damaliger Sicht krisenfester zumachen, wurden die KleinstadtFallers-
leben und weitere 25 Gemeinden des Amtsgerichts- und Grundbuchamtsbezirkes Fallersleben
vom Boldecker Land bis zum Hasenwinkel vom Katasteramt Gifhorn in den Zuständigkeitsbe-
reich vonWolfsburg überftihrt. Dieservergrößerte sich damitauf die achtfache Fläche desbishe-

228



rigen Gebietes ohne jede Verstärkung des Personals. Dies war ohnehin nicht mehr in der alten
Stärke vorhandeo da ein Teil nach Beendigung der Grundlagenarbeiten an das Landesvermes-
sungsamt abgegeben werden mußte.

1952 wurde der Regierungsvermessungsrat Carduck zum Leiter des Katasteramtes Wolfsburg
ernannt. Diesem kam ab 1955 eine neue große Aufgabe zu, als die Stadt Wolfsburg als Erstaus-
stattung dengesamten Grund und BodenvonBund und Land übereignetbekommen sollte.Bau-
grundstticke wurden ab dieser Zeitvon der Stadt zwar grundsätzlich nicht verkauft, sondern nur
im Erbbaurecht vergeben; doch ftihrte das zu einem sehr viel schneller werdenden Aufbau und
Wachsen der Stadt, als das bis dahin bei Verpachtung von Grundstücken mit 9Otägiger Kündi-
gungsfrist der Fall gewesen war.

Die sehr enge und reibungslose Zusammenarbeit mit der Stadtverwalfung wurde durch die
Eigenfumsüberhagung des gesamten Grund und Bodens gefördert und durch den Umstand ver-
stärkt, daß der Regierungsvermessungsamtmann Arthur Bransch bis April 1958 gleichzeitig
Oberbürgermeister der Stadt Wolfsburg war.

Am 3.8.1959 konnte das KatasteramtseinebisherigeNofunterkunftindermassivenBaracke am
Bullenberg verlassen und in neue, größere Räume in die Obergeschosse eines gerade fertigge-
stellten Hauses an der Porschestraße neben dem Marktplatz umziehen.

Im März Lg64wurdeRegierungsvermessungsrat Frenkler zum neuen Leiter des Katasteramtes
Wol6burg bestellt, nachdem der bisherige Behördenleiter zu Weihnachten 1963 verstorbenwar.

Uberlegungen der Stadt Wolfsburg der Notwendigkeit anderer großer Städte folgend ein eige-
nes Stadtvermessungsamt einzurichten und aufzubauen, wurden nach intensiven Gesprächen
und Verhandlungen mit Katasteramt, Bezirksregierung Lüneburg und dem zuständigen Innen-
ministerium damit beendet, daß 7966 über die Zusammenarbeit ein Verwaltungsabkommen
geschlossen wurde.

Das staatliche Katasteramt nimmt seitdem zugleich alle Aufgaben einer städtischen Vermes-
sungsstelle wahr. Dies ist bis heute das wirtschaftlichste Verfahreru weil es nur eine Ansprech-
stelle gibt und Fachpersonal, Ausstattung Geräte Nachweise (2. B. Karten) nur einmal vorgehal-
ten werden müssen. Doppelarbeit entfällt und das ftir Spitzenbelasfungen beim Stadtaufbau vor-
zuhaltende Personal kann in weniger intensiven Zeiten des Jahres in den ländlichen Bereichen
des Amtsbezirkes eingesetzt werden.

Wegen der beengten Unterbringung der wenigen Landesbehörden in der Stadt Wolfuburg
begann 1969 das Land Niedersachsen mit dem Bau eines Behördenhauses gegenüber der
St.-Annen-Kirche. Am 25.3.7972 zog das Katasteramt noch vor Polizei und Kriminalpolizei
hierherum. DerY-förmige Grundrißdes neuen GebäudeswarbeiderBauplanungder Organisa-
tion des Katasteramtes angepaßt worden: ein kurzer Flügel nach Süden ftir Leitung und Gutach-
terausschuß, ein längerer Flügel nach Westen ftir Kopie- und Reproduktionsabteilung mit ver-
stärkten Decken und entsprechenden Installationen und ein ganz langer Trakt nach Osten mit
allen übrigen Dienskäumen. Material-, Geräte-, Werkstatt- und Sozialräume ftir den Außen-
dienst befanden sich im Keller mit einer Rampe zum Beladen der Dienst-Kraftfahrzeuge.

Im Gesetz zur Neugliederung der Gemeinden im Raum Wolfsburg vom L0. M ail972wurde die
Fläche des Stadtgebietes etwa auf das 5 bis 6fache vergrößert werden. Die Kleinstadt Vorsfelde
sowie die 8 Gemeinden Brackstedt, Kästorl Neuhaus, Nordsteimke, Reislingery Velstove, War-
menau und Wendschott kamen aus dem Landkreis Helmstedt neu hinzu.

Eingemeindet wurden auch die schon bisher vom Katasteramt Wolfsburg beheute Kleinstadt
Fallersleben und die 10 ländlichen Gemeinden Almke, Barnstorf, Ehmeru Hattorf, Hehlingen,
Heiligendorf, Mörse, Neindorl Sandkamp und Sülfeld aus dem Landkreis Gifhorn.
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An die Landkreise Helmstedt und Gifhorn wurden die 7 Dörfer Ahmstorf, Ochensendorf, Klein-
Steimke Uhry, Rottorf, Rennau, Beienrode aus dem Hasenwinkel und die Gemeinde Grußendorf
abgegeben. Der Austausch mit den Landkreisen erfolgte ohne Personalwechsel, obwohl im
Gegensatz zuden abgegebenen in den meisten aufgenommenen Gemeinden eine sehr rege Bau-
tätigkeit herrschte.

Mit derNeugliederung der Regierungsbezirke gingen imJanuarl978 derLandkreis Gifhorn und
die kreisfreie Stadt Wolfsburg vom Regierungsbezirk Lüneburg nach Braunschweig über. Mit
der gleichzeitig begonnenen Verwaltungsreform waren in Niedersachsen einige Großkataster-
ämter entstanden. Für den hiesigen Raum wurden entsprechende Planungen nicht weiter ver-
folgt, obwohl von1977bis1981das KatasteramtGifhornbereits vomWolfsburgerAmtmitgelei-
tetwurde. Auch jahrelange Uberlegungen zur Eingliederung der staatlichenKatasterämter in die
Landkreise und kreisfreien Städte (Kommunalisierung) wurden aufgegeben. Dafur wurden in
den folgenden Jahren die Amtsbezirke der Katasterämter fast überall den Grenzen der Land-
kreise und kreisfreien Städte angepaßt. Damit verlor das Katasteramt Wolfsburg endgtiltig am
1..7.1985 die Gemeinden des Boldecker Landes an das Katasteramt Gifhorru wobei auch 5 Perso-
nalstellen mit Ausstattung abgegeben wurden.

Zum 37.8.1986 ging der langjährige Leiter des Katasteramtes Wolfsburg Heinz Frenkler, seit
lgTlYermessungsdirektor und ehrenamtlich seit1966 Naturschutzbeauftragter, in den Ruhe-
stand. Sein Nachfolger im Katasteramt wurde Vermessungsoberrat Gernot Weiß der schon seit
1970 Stellverheter gewesen war.

Der Amtsbezirk des Katasteramtes Wolfsburg umfaßt heute nur noch das Stadtgebiet mit
2o3km'zund ist damit einer der flächenkleinsten im Land Niedersachsen.

Das neue Niedersächsische Vermessungs- und Katastergesetz von 1985 und die Privatisierungs-
beshebungen der Landesregierung werden zu einer Modifizierung des bestehenden Verwal-
tungsabkommens mit der Stadt Wolfsburg führen. Welche Auswirkungen diese Maßnahmen
auf das heute 5Ojährige Katasteramt Wolfsburg haben werden, ist noch nicht abzusehen.

230



Fortbildungsveranstaltung Nr. 6 I 1989
der Niederiächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung

Aufnahmenetz - Netzaufbau und Auswertung

Am 20. und Zt.6.tg}9 wurde ftir den Regierungsbezirk Weser-Ems die Fortbildungsveranstal-

tung ,Aufnahmenetzu - Netzaufbar, ,nä A,r*erfung* des Niedersächsischen Ministers des

Innän unter der Leitung von VmD Dr. Tegeler, (Dezernatsleiter 
"Neuvermessung" 

beim-Nieder-

sächsischen Landesverialtungsamt) in Oldenburg durchgeführt ftir Beamte(innen) des höheren

und gehobenen vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes und vergleichbare Angestellte in

den entsprechenden Aufgabengebieten.

Nachfolgend sind die Vorhagsinhalte zusammengefaßt'

VmD Dr.Tegeler: Einführung; AP-Netzauftau und Auswertung

Nach Einordnung der Thematik in die bestehendenVerwaltungsvorschriften vvurde die Qualitat
der Koordinate aigesprochen. Die Qualität beinhaltet die Genauigkeit und die Zuverlässigkeit.

Mit der automatisierlen Rechentechnik werden durch statistische Tests grobe Fehler in den

Meßwerten mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit aufgedeckt.

VmR Dn W is s el: Ausgleichungsrechnung

Nach einem kurzen Abriß durch die Grundlagen derAusgleichungsrechnungwurden anhand

von Beispielen die verschiedenen Ausgleichungsverfahren vorgestellt. Dabei wurde ein kurzer

Sheifzugdurch die Mahizendarstellungund derenRechenregelngemacht. Die Ausgleichun-gs-

modelle-rAusgleichung unter Zwang* und ,freie Netzausgleichung* wurden allgemein und in

Anwendung erläutert.

V mOR Menze : Zw erlä s sigke it

Zum Thema Zuverlässigkeit derMeßwerte und Koordinatenwurden die wichtigstenQualitäts-
merkmale die Redundanzanteile und die innere und äußere Zuverlässigkeit erläutert. Ergänzun-

gen aus der mathematischen Statistikgaben dabei dennotwendigen theoretischenHintergrund.
Auch auf Modellfehler, deren Auswirkung und Fehlersuchverfahren wurde eingegangen.

T A Lohme i er : B er e chnungspr o gr amm

Es wurden Möglichkeiten und Schwächen der Berechnungsprogramme, Geodätische Berech-
nungen und Hannoversches Netz-Ausgleichungsprogramm (HANNA) vorgestellt Der
Arbäitsablauf einer Ausgleichung über Vorprogramm und Ausgleichungsaufhag vvurde aus-

ftihrlich dargestellt. Sämtliche Steuerungsmöglichkeiten undVerarbeitungsprotokolle des Pro-
gramms HANNA wurden ausftihrlich erläutert.
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VmOl Jahnke: Beurteilung oon Genauigkeits- und Zuoerlössigkeitswerten (Festpunktfelderlag)

In diesem Vortrag wurden die Geräteanforderungery Verfahreru größten zulässigen Abwei-
chungen, Genauigkeits- und Zuverlässigkeitswerte entsprechend dem Festpunktfelderlaß her-
ausgestellt.

VwOR Menze : Grunds ätze zu N etzo erknüpfung und Zuo erläs sigkeit

Zur Einrichtung von Aufnahmenetzen wurden grundsätzlich Anforderungen, Punktdichte und
Verknüpfungen behandelt. Hierftir wurden Erfahrungswerte zur Hand gegeben. Anhand von
Beispielen wurden Maßnahmen zur Verbesserung der Kontrollierbarkeit vorgestellt.

VwAR Koch: S imulierte Ausgleichung (V orausb erechnung)

An,einem Beispiel wurde der Verfahrensablauf einer Simulierten Ausgleichung vorgehagen.
Anhand von verschiedenen Ausgleichungsprotokollen kam sehr deutlich zum Ausdiuck, wie
durch Skeichung und Hinzuftigung von Vermessungen der wirtschaftlichste Weg zu einem den
Vorschriften entsprechenden genauen und zuverlässigen Netz bereits vor der örtlichen Netzver-
messung beschritten werden kann.

VwOR Menze : Auswertestrategie

Der Einsatz der Ausgleichungsmodelle zum Erreichen der erforderlichen Genauigkeit und
Zuverlässigkeit wurden erläutert. Möglichkeiten zur Fehlersuche wurden kurz umrissen.

VwAR Koch: Fehlersuche und -beseitigung

Ergänzend wurde eine Strategie zur Fehlersuche und -beseitigung sehr anschaulich mit HAN-
NA-Verarbeitungsprotokollen dargestellt.Im einzelnen wurde auf die Abschätzungvermuteter
grober Fehler in den Meßwerten und auf eventuelle Mängel in Anschlußpunkten oder in der
Netzgeometrie eingegangen. Es wurden auch Lösungsmöglichkelten zur Behandlung von
erkannten Mängeln und groben Fehlern aufgezeigt.

V mAR K o ch : G rup p en arb e it in e in em üb ung s -Auf n ahm en e tz

Von den Teilnehmern wurde in Gruppenarbeit ein Übungs-Aufnahmenetz anhand von HAN-
NA-Verarbeitungsprotokollen in Hinblick auf Genauigkeit und Zuverlässigkeit beurteilt. Die
Ergebnisse waren auf Übernahmefähigkeit in den Nachweis der Festpunkte zu prüfen. Mängel
sollten aufgedeckt und LösungsmOglichkelten erarbeitet werden.

VmD Dr. T egeler : B esonderheiten in T eilnetzen

Zum Thema Teilnetze als Vorsfufe zum AP-Netz wurde der Zweck der Teilnetze vorgetragen.
Neben grundsätzlichen Voraussetzungen und Festsetzungen wurde der Verfahrensablauf einer
Auswerfung eines Teilnetzes erläutert. Ein Erfahrungsaustausch der Teilnehmer schloß sich
daran an.
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VwAR Koch: V erme ssungstechnische Hinweise

Es wurden Hinweise aus der Praxis zur Durchführung von AP-Netzverrnessungen gegeben. Ins-

besondere ist aufJustierung der optischen Lote und lorsionund Abweichungaus der Stehachse

der Reflektoren zu achten.-Der Einfluß fehlerhaft erfaßter meteorologischer Daten wurde erläu-

tert. Der Ablauf einer Netzvermessung mit wirtschaftlichstem Einsatz von Personal und Gerät

wurde vorgestellt.

VmD Dr. T egeler : Zus ammenf assung, Ausblick

Zum Abschluß wurde eine Zusammenfassung der Fortbildungsveranstalfung mit einem Aus-
blick auf mögliche zukünftige Entwicklungen gegeben. Netzaufbau und Auswerfung sollen

durch den Einsatz des Progrimms HANNA nicht komplizierter sondern objektiver werden.

Zusammenlassung

In der gelungenen Veranstalfung wurde umfassend die praktische Anwendung desÄusglei-
chungsprogrämms HANNA mif dem nötigen theoretischen Hintergrul{ $pgtel!. Die Aus-
wirkungenäuch auf die örtlichen Arbeiten im AP-Netz wurden ausftihrlich behandelt

JENS MEYER
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Buchbesprechungen

Vermessungskunde

Eberhard Baumann: Lehr- und Übungsbuch für Ingenieure, Band 1: Einfache Lagemessung und
Nivellement, 2. bearbeitete und erweiterte Auflage 216 Seiten,2l2 Abbil-
dungen, D ümmlerbuch 7 9 O 4,8 onn 19 59, 29,9O DM, ISBN 3 -42 7 -7 g O 42 -9.

Bereits in Heft 1/ 1987 dieser Nachrichten wurde auf die beiden Bände von Baumanns Vermes-
sungskunde hingewiesen. Nach Band 2 im Jahr 1988 ist nun in diesem fahr auch Band 1in einer
zweiten - bearbeiteten und erweiterten - Auflage erschienen.

Der Stoff des Buches ist aufgabenbezogen ausgewählt und dargestellt und wird ergänzt - das ist
besonders hervorzuheben - durch vollständig bearbeitete Beispiele. Abgerundet wird dies
durch eine Einftihrung in das elektronische Rechnen und die LösungvonAufgaben mitBASIC-
Programmen.

Im neuen Band t ist die Einftihrung in das elekhonische Rechnen erweitert und sind Einführun-
gen in die Bereiche Trigonomekie sowie Satellitenvermessung aufgenommen worden. Als spe-
zielles Kapitel der Fehlerlehre werden auf der Grundlage der entsprechenden DlN-Vorschriften
Toleranzen im Bauwesen behandelt.

Aus Sicht des amtlichen Vermessungswesens ist der Wunsch zu äußern, daß manche Skizzen -
wie zum Beispiel zur Rißführung - mehr an die entsprechenden Zeichenvorschriften angelehnt
werden mögen.

Durch die Mischung aus Klassischem und Modernem sowie die Verbindung von Grundwissen
mit Aufgabenlösungen hat das Buch nicht nur Wirkung für Studierende; es empfiehlt sich auch
ftirdenPraktikerzumNachschlagen undzurVertiefung.Mandarf beideBändewohlmittlerwei-
le als Standardwerk der Vermessungskunde bezeichnen.

H. MENZE
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Manfted Bauer: Vermessung und Ortung mit Satelliten

Die Satellitensysteme Transit und Navstar-GPS, eine Einftihrung in die Praxis mit einem

Geleitwort ,o., H. Draheim. 265 Seiten, kart., 48 DM. Wichmann-Verlag Karlsruhe, 1989,

ISBN 3-87907-189-6.

Mit der explosionsartigen Zunahme des Einsatzes von Satellitenverfahren im Alltag 4"t Y":-
*"rrurrgr*"sens ist auih ein entsprechendes Bedürfnis nach Lehrbüchern entstanden. Deshalb

ist es setr erfreulich, daß neben d. Schneider (1988) und G. Seeber (L989) ein weiteres deutsch-

rfr*f,ij"rf-"hrbuch erscheint. Nach der Zielsetlulg d.es Autors 
-soll 

das Werk leicht verständ-

dch unjnicht hivial sein und neben Sfudenten der FächrichtungVermessungswesen auch den

vielen nichtgeodätischen TRANSIT- oder GPS-Benutzern als Einführung dienen.

Deswegen werden vorab in einer Einflihntng(i't seiten) die Grundlagen der Landesvermessung

,ohne S"atelliten« und der Einsatz derSatellitengeodäsie in der Erdmessung beschrieben. Es fol-

gen die fur spätere Kapitel unverzichtbarenThioretischenGrundlagen der Satellitengeodösie(64Sei-

ien) mit den bereichen,satellitenbahnen*, Koordinatensysteme und Transformationery Zeitsy-

steme, Wellenausbreitung und Satellitendatum. Dann erst können die eigentlichen Ausfi!ry1-
sen über das ältereTranslt-System(35 Seiten) und das im Aufbau befindliche GPS-Systen(7OSei-

i*i *ft a"" Bereichen GPÖ-Konfiguratiory Segmente, Signalshuktur, Navigationsnachricht,

Daiu-, Meßprinzipien, Auswertevärfahren, Genauigkei! GPS-Empfänger folgen.

Aus der Aufzählung ergibt sich, daß der Autor alle für das Verständnis des neuenVermessungs-

,"ifuto"r,, ,,ot*"r,ägä Themenkreise abdeckt und darüber hinaus durch dje_vorgeschobene

,iir,ftih.r.,g- auch diJUmwälzung in Erd- und Landesvermessung durch die globalen Verfahren

der Satellitengeodäsie deutlich macht.

Leicht verständlich ist das Werk in allen Teilen sicherlich nicht, dazu sind auch die Sachverhalte

zu kompliziert. Mit vielen Abbildungen und didaktischen Kniffen bemüht sich der Autor um

Anschallichkeit. So erhält der Leser-einerseits alle relevanten Informationen und kann sich in

Teihereichen auch mit entsprechend hervorgehobenen Kernaussagen begnügen.

Insgesamtkann dasWerkfur alle Interessenten empfohlenwerden, auchunterBerücksichtigung

des vergleichsweise moderaten Preises.

W. AUGATH
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Personalnachrichten

Beamte des höheren Dienstes

L Ernannt:

zttm Ltd. VermDir
VermDir

zttm VermDir
VermOR

zuYermOR
VermR
VermR
VermR

zrtm VermR
VermAss

IL Versetzt:

VermOR
VermOR
VermR

Benkendorff

Dr.Ziegenbein

Dahms
Kummer
Jendrny

Kramer KatA Osterholz-Scharmbeck . . . . . . . . . . . . . O. g.sg

Dr.Ziegenbein von der BR Hannover an das KatA Hameln 1. 11.8g
Dr. Uhde vom KatA Rinteln an die BR Hannover 1. 11.8g
Kummer von der BR Hannover an das KatA Rinteln L.11.88

IIL In den Ruhestand oersetzt:

VermOR Drees

Beamte des gehobenen Dienstes

L Ernannt

zuYermOAR
VermAR
VermAR
VermAR
VermAR
VermAR
VermAR
VermAR
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Behnke
Olbrich
Hölscher
Reuße

Ianßen
Heilgerrnann
Ohlenbusch



zuYermAR
VermA
VermA
VermA
VermA
VermA

zuYermA
VermOInsp
VermOInsp
VermOInsp
VermOInsp
VermOInsp
VermOInsp

zuYermOlnsp
VermOlnsp z.A.
VermOlnsp z.A.

ll. Eingestellt:

VermlnspAnw'in
VermlnspAnw
VermlnspAnw
VermlnspAnw
VermlnspAnw
VermlnspAnw
KartlnspAnw'in
VermlnspAnw
VermlnspAnw

lll. Versetzt:

VermA

VermOI
VermAR
VermA
VermAR
VermA

VermOInsp
VermOInsp
VermAR

VermAR
VermOAR
VermOAR
VermAR

Hubensack
Mullmann
Schlachter
Bülter
Schilling

Lemkau
Hellmann
Kramer
Weber
Kawala
Engbers

Batzer
Janzen

Stübke
Welz
Zurhorst
Brümmer
Hormann
Fromhagen
Prößler
Bremer
Lembrecht

Brand

Waltie
Walles
Bülter
Heilgermann
Prietzel

Haseler
Rudschuck
Wiedenroth

Fuchs
Mittendorf
Hemmie
Böckmann

NLVwA - 82.
KatA Meppen. . .

KatA Fallingbostel.
BR Hannover
NLVwA - B 8.

KatARotenburg ....
KatA Delmenhorst
KatA Hannover
BR Lüneburg
BR Braunschweig .

KatA Nordhorn

KatAVechta ....
KatA Brake

30. 9.88
20.'12.88
1,9. 1,.89

20. 3.89
21.. 7.89

1,. 9.88
2s. 9.88
27. 9.88

1. 11.88
1,5.L2.88
27.-1.2.88

'j,7. 9.88
1,3.1,1.88

BR Hannover -1,. 4.89

BR Hannover -l'. 4.89

BR Hannover -1,. 4.89

BR Hannover . . r. '1,- 4.89

NLVwA .. '1.. 4.89

NLVwA .. L. 4.89

NLVwA .. L. 4.89

NLVwA .. L. 9.89

NLVwA .. 1. 9.89

vom KatA Lüchow
an das KatA Holzminden
vom KatA Hannover an das KatA Lüchow
vom KatA Meppen an das KatA Nordhorn
vom KatA Sulingen an die BR Hannover . .

vom NLVwA an das KatA Hannover
vom KatA Soltau
an das KatA Fallingbostel
vom KatA Nienburg an das KatA Sulingen
vom KatA Uelzen an das KatA Soltau
vom KatA Celle an das MI - Ref. 56. .

1. 10.88
1. 10.88

20.-1"2.88
-],. 1,.89
-J,. 2.89

'J,.3.89
'J,. 4.89
L. 5.89
1. 8.89

IV.ln den Ruhestand oersetzt:

KatA Fallingbostel
KatA Osnabrück
KatA Meppen. . .

KatA Syke

1. 10.88
1. 1,.89
-1,. 4.89
-I,. 4.89
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VermAR
VerrnOAR
VermOAR

Beamte des mittleren Dienstes

L Stelleninhaber mit Zulage gem.

Kayser BR Weser-Ems . . .

Kaltenhäuse KatA Hannover
Frühauf BR Braunschweig .

1.5.89
L. 5.89
1.8.89

.29. s.89

.27. 6.89

1,7.70.99
27.'1,0. gg

....27. 6.89

....27. 6.89

26.9.88
22.1,2.99
27. 6.89
27. 6.89

VerrnAlnsp
VermAInsp

lL Ernannt:

zuYermAlnsp
VermHSekr
VermHSekr
VermHSekr
VermHSekr

zuYermHsekr'in
VermOSekr
VermOSekr'in
VermOSekr
VermOSekr

zuYermOsekr'in
VermSekr'in
Vermsekr
Vermsekr
VermSekr
VermSekr
VermSekr

zuYermSekr'in
VermAssist
VermAssist'in
VermAssist

zur VermAssist'in
VermAssist'in z.A.

lll. V ersetzt:

VermOSekr
VermOSekr'in

VermOSekr
VermS

Fu$note 4 zur Bes.Gr, A9 BBesO:

BRWeser-Ems...
KatA Nordhorn

Friedrichs
Reetmeyer

Requardt
Haase
Stegemerten
Rogin

Albert
Bolk
Sextroh
Fallnich

Fiebig
Goohsen
Schomaker
Altmeppen
Tiedeken
Schrader

Exner
Wille
Lohde

Hilbers

Maul
Hinte

Freers
Schrader

KatA Rinteln
BR Hannover
KatA Nordhorn
KatA Meppen. . .

KatA Rinteln
KatA Hannover
KatA \zVesterstede
KatA Varel

KatA Hannover
KatA Stade
KatA Verden
KatA Meppen. . .

KatA Cloppenburg
BR Lüneburg

KatA Norden . .

KatA Rinteln
KatA Hannover . .

KatA Lüneburg

KatA Alfeld

. 1,6. 1,.99

. 22. 5.89

. 1. 6.89

.27. 6.89

.27. 6.89

.21,. 7.gg

. L5. 3.89

.20. 6.89

.'1,7. 7. gg

1,. 6. gg

. . .31.10.88

KatA Syke

vom KatA Wolfenbtittel an das KatA Gifhorn . . . 1. z.sg
vom KatA Braunschweig
an das KatA Wolfenbtittel t. Z.Bg
vom KatA Otterndorf an das KatA Wiesbaden . . I. S.Bg
vom KatA Lüchow an die BR Lüneburg 1. Z.Bg

M. In den Ruhestand oersetzt:

VermAlnsp Fährke

V. Auf Antrag entlassen:

VermSekr
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Weitere Nachrichten

Liste der Uffentlich bestellten Verures§ungsingenieure

Eintragungen:

Amtsbezirk Amtssitz AufrichtsbehordeLfd.Nr. Name, Vorname

165

L66

1,67

Frick-Lull, Gerhud

Timmen, Werner

Riemann, Rainer

Land Niedersachsen

Land Niedersachsen

Land Niedersachsen

Dannenb"tg BR Lüneburg

Cloppenburg BR Weser-Ems

Celle BR Lüneburg
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Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes

Ulrich Rehwald, Vermessungsrat im Katasteramt Meppeg Behördenhaus, Obergericht-
skaße 18, 4470 MeppenT

Peter Schütz, Vermessungsamtsrat im Niedersächsischen Innenministerium, Lavesallee 4
3000Hannover1

Wolfgang Frühaul Vermessungsoberamtsrat a.D., Hinter dem Zehnthofe T6,3305 Sickte
(früher: Bezirksregierung Braunschweig)

Ulrich Gomille, Vermessung_sdirektor, Leiter des Katasteramtes Osterholz-Scharmbeck, papp-
shaße 4, 2860 Osterholz-Scharmbeck

Gernot Weiß, Vermessungsoberrat, Leiter des Katasteramtes Wolßburg Heßlinger Straße 27,
3180 Wolfsburgl

Jens JVleyer,-Vermessungsoberinspektor im Katasteramt Delmenhorst, Bismarckplatz3,
23T0Delmenhorst

Horst Menze, Vermessung_ soberrat im Niedersächsischen Landesverwalfungsamt - Landesver-
messung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannover 1

Dr.Jng. Wolfgang Augath, Vermessungsdirektor im Niedersächsischen Landesverwalfungs-
amt - Landesvermessung -, Warmbüchenkamp 2, 3000 Hannoverl

Einsendeschluß ftir Manuskripte

Heftt. ......1o.November
Heftz. ......10.Februar

Heft e. . . .... Lo.Mai

Hefta. ......1o.August
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